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Cageschront
Denwkraten und Zentrum bemühen ſich um eine ſKoalitions-

ertweiterung nach rechts.
Der Reichsrat nahm das Geſetz über die Pflichten der Be

amten zum Schutz der Republik an.
Die Abſtimmung über die oberſchleſiſche Autonomie findet

um 3. September ſtatt.

Opfer an Toten, Vermißten und Verwundeten gefordert.
Die Spuren der Harden- Attentäter führen nach Oldenburg.
Schwierigteiten für die Zahlung der nächſten Reparations-

rave am 15. Juli.

Koeiitionserweiterung nach re ts oder links

Lin rief derr Demokraten und des Zentrums
an die Deut,che Volksparter.

Wie wir von parlamentariſcher Seite hören, iſt in
den Verhandlungen mit den Unabhängigen über deren Ein-
tritt in die Regierung keine Verſtändigung erzielt worden.
Die Unabhängigen verlangten u. a. daß Reichswehrminiſter
Seßler zurücktreten müſſe. Auf dieſe Forderung gingen
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162. Jahrgang.

politiſchen Druck übers Knie gebrochen werden. Die Be-
amtenverbände ſeien nicht gehört worden der Geſetz
entwurf ſei ihnen noch gar nicht bekannt. Die bayeriſche
Regierung könne dem Geſetz in dieſer vorliegenden Faſſung
nicht zuſtimmen.

Jn der Geſamtabſtimmung wurde der Entwurf mit 49
gegen 16 Stimmen angenommen.

Mit der Verordnung über die Autonomie- Abſtimmung
Oberſchleſien erklärte ſich der Reichsrat einverſtanden. Am
9. Juli ſoll der uns verbleibende Teil Oberſchleſiens end-

Dir anarchiſtiſchen Zwiſcheufälle in Zwickau haben faſt 100 gültig geräumt ſein und es beginnt dann die Friſt von
zwei Monaten zu laufen, innerhalb deren die Abſtimmung
über die Autonomie ſtattzufinden hat.

Das Ansnahmebeſtienmung au h gegen links
Bemerkenswert und viel beachtet wird im Reichstage

ein Antrag des Zentrums zum Geſetze zum Schutze der
Republik. Der Antrag läuft darauf hinaus, das Geſetz
auch gegen Uebergriffe der Linken anzuwenden und ſagt,
daß die Beſtimmungen des Geſetzes gegen alle angewandt
werden ſollen, die nicht auf dem Boden der verfaſſungs-
mäßigen Republik ſtehen. Da z. B. die Kommuniſten auf
dem Boden der Republik ſtehen, aber nicht auf dem Boden
der verfaſſungsmäßigen, ſondern eine Räte republik wollen,
bedeutet dieſer Zentrumsantrag eine weſentliche Aenderung,
die ſo nebenſächlich ſie auch ſchein mag, doch von großer Be
deutung iſt.

die Demokraten nicht ein, weshalb die Verhandlungen einſt 14 Tote, 10 Vermißte II 70 Verwundete in Zwickau.
weilen abgebrochen wurden. Man beobachtet im übrigen,
daß die Demokraten weit ſtärkere Neigung haben, mit der
Dentſchen Volkspartei zu einer Verſtändigung zu kommen,
Das Wiederauftreten Dr. Streſemanns im Reichstage deutet
auch darauf hin, daß die Volkspartei verſuchen will, eine
Verbindung mit der bürgerlichen Koglitionspartei zu er-
langen und nicht abgeneigt iſt, an die Regierung einzutreten.

Wie verlautet, haben Zentrum und Demokraten einen
gemeinſamen Brief an die Deutſche Volkspartei verfaßt,
der ſich jedoch, wie die „L.N.N.“ erfahren, z. Zt. noch
n den Händen des Zentrums befindet. Es heißt in dem
Brief:

Wir halten die Zuſammenarbeit mit der Deutſchen
Volkspartei nach den Ausführungen, die die Abgeordneten
Becker, Heinze und Streſemann in der letzten Zeit im
Reichstag über unſere außen- und innenpolitiſchen Lage
gemacht haben, für möglich. Wir ſetzen nach dieſen Aus-
ährungen Einigkeit darüber voraus, daß ein Wiedergufbau
des Shagtes und die Fortführung der Sozialpolitik nur
auf dem Boden der verfaſſungsmäßigen republikaniſchen
Staatsform möglich iſt. Wir bitten daher um Aenßerung,
ob die Deutſche Volkspartei bereit ſein würde, ſich an der
Regierung zu beteiligen.

In maßgebenden Kreiſen der ſozialdemokratiſchen Reichs
aktion ſteht man dieſem Schritt der bürgerlichen Koali-
tionsparteien wie der „Vorwärts“ heute morgen
äußerſt peſſimiſtiſch gegenüber, zumal man ſich darüber klar
iſt, daß ein Geſetz zum Schutze der Republik, wie man es unter
ben augenblicklichen Verhältniſſen für notwendig hält, nur dur
eine Linksmehrheit erledigt werden kann. Dieſe Mehrheit
ſe jedoch nur mit Einſchluß der USP. zuſtandezubringen.
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Annahme im RNeichsrat Widerſpruch Bayerns.
Berlin, 7. Juli. Der Reichsrat beſchäftigte ſich in ſeiner

bffentlichen Sitzung vom Donnerstag abend mit dem Gefetz-
entwurf über die Pflicht der Beamten zum Schutze der
Republik. Die Reichsregierung iſt davon ausgegangen, daß
es gewiſſe Stellungen gibt, welche über die den Beamten
wnſt zuſtehende Freiheit ihrer politiſchen Ueberzeugung hin-
aus doch noch nicht weitergehende Anforderungen an die
Beamten ſtellen, wenn ſie infolge ihrer Stellung in einem
beſonderen Verhältnis gerade zur republikaniſchen Staats-
jorm ſtehen. Die Reichsregierung ſoll ihrerſeits beſtimmen,
zär welche Beamtenkategorien dieſe Vorſchriften in Betracht
kommen. Die Regierung hat vorgeſchlagen, einen beſonderen
Disziplinarhof einzurichten und zwar einen kleinen
Disziplinarſenat, der in erſter Jnſtanz, und einen großen,
der in zweiter Jnſtanz zu beſchließen hat. Die Senate
werden nur aus Reichsbeamten zufammengeſetzt. Die Be
ſtimmungen des Geſetzes ſollen ſinngemäße Anwendung auch
auf Angehörige der Reichswehr finden. Jn der Ausſprache
beantragte Herr von Bredow, in das Beamtengeſetz eine
Beſtimmung einzufügen derart, daß die betreffenden Beamten
es ablehnen dürfen, ein nach dem Geſetz beſonders quali
fiziertes Amt zu übernehmen. Dieſer Antrag wurde jedoch
abgelehnt.

Vor der Geſamtabſtimmung über die Vorlage erklärte
der bayriſche Geſandte von Preger, eine ſo weitgehende
Vorlage. die die verfaſſungsmäßigen Rechte der Beamten
in noch nicht dageweſener Weiſe beſchränke, dürfe nicht unter

o

mitteilt,

Erklärungen Lipinstis im ſächſiſchen Landtag.
Dresden, 7. Juli. Jm ſächſiſchen Landtage gab am

Donnerstag vor Eintritt in die Tagesordnung der unab-
hängige Miniſter Lipinski eine Erklärung über die Vorgänge
in Zwickau ab. Die Arbeit hätte am Mittwoch wieder auf-
genommen werden ſollen, aber die meiſten Kohlengruben
und die Metallbetriebe ſeien nicht in Betrieb gekommen.
Er ſei von dem Aktionsausſchuß der Parteien und Gewerk-
ſchaften angerufen worden, daß die Regierung alles tun
ſolle, um weiteres Blutvergießen zu vermeiden. Es ſei aber
falſch, wenn die Preſſe behauptet habe, daß linksgerichtete
Kreiſe die Macht an ſich geriſſen hätten (7). Falſch ſei
ferner, (was W. T. B. meldete! D. Red.) daß der Stadtrat
als Geiſel vom Aktionsausſchuß feſtgeſetzt worden ſei. (Leb-
hafte Zwiſchenrufe rechts). Von den zwei entſandten Kom
miſſaren ſei ihm geraten worden, entweder die Vorſchläge
des Aktionsausſchuſſes anzunehmen, oder mit voller Kraft
vorzugehen. Er habe ſich bereiterklärt, den erſten Vorſchlag
des Aktionsausſchuſſes anzunehmen unter der Bedingung,
daß der Ausſchuß die Gewähr für die öffentliche Sicher-
heit übernehme.
getreten und erhielt in Verhandlungen mit den Unter-
nehmern die Zuſicherung, daß der Ausfall an Löhnen ge-
deckt werde. Um neun Uhr abends habe die organiſierte
Arbeiterſchaft den Ordnungs- und Patrouillendienſt ein-
gerichtet. Die Plünderungen, die am Nachmittag begannen,
konnten unterdrückt werden. Die Ruhe ſei jetzt wieder her
geſtellt. Unter der Zivilbevölkerung ſeien 14 Tote und
60 bis 70 Verwundete, bei der Landespolizei ſechs Ver
wundete und zehn Vermißte zu beklagen.

Eine Mordor aniſation in Oldenburg
Oloenburg, 7. Juli. Jm Verlauf der Unterſuchung

des Attentats gegen Maximilian Harden hat ſich in Berlin
ergeben, daß die Stadt ldOenburg als der Sitz einer Ver
ſchwörerorganiſation anzuſehen iſt. Der bereits verhaftete
Weichardt, der wegen fahrläſſiger Tötung eines Kindes be-
reits zu einer längeren Gefängnisſtrafe verurteilt worden
war, dem jedoch dann eine Bewährungsfriſt zugeſtanden
wurde, hat ein Geſtändnis abgelegt. Daraus hat ſich er-
geben, daß die Mittäter am Attentat gegen Harden und
ihre Hintermänner in Oldenburg anſäſſig ſind. Auch einige
Verhaftungen ſind bereits vorgenomen worden, u. a. die des
Buchhändlers Albert Grenz, bei dem eine Hausſuchung
vorgenommen wurde, die äußerſt belaſtendes Material ans
Tageslicht förderte.

Attentat auf die vberſchleſiſche „Rote
Gleiwitz, 7. Juli. Die Druckerei der

„Roten Fahne“ wurde heute nacht demoliert. Zwei Setzer
wurden mißhandelt. Die Zeitung kann vorläufig nicht er-
ſcheinen, da die Gefahr weiterer

Fahne“.

Häuſſers Zeitſchrift beſchlagnahmt.
Berlin, 7. Juli. Auf Grund des 8 5 Ziff. 3 der Ver-

ordnung zum Schutze der Republik wurde die Zeitſchrift
Häuſſers: „Geiſtesmonarchen“ wegen eines Artikels: „Vive

France!“ und „Vive la Guerre!“ beſchlagnahmt. Häuſſer
ſelbſt iſt verhaftet worden.

Der 9. November Nationalfeiertag
Von der USP. iſt im Rechtsausſchuß des Reichstags

folgender Antrag geſtellt worden: „Der Reichstag wolle
beſchließen: die Reichsregierung zu erſuchen, dem Reichs-
tage alsbald den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, nach
welchem der 9. November zum Nationalfeiertag des deutſchen
Volkes erklärt wird. (Das fehlte uns noch!)
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Für Oberſchleſien
wurde als Abſtimmungstermin der 3. September feſtgeſetzt.

Der Aktionsausſchuß ſei dann in Tätigkeit

oberſchleſiſchen

Ausſchreitungen beſteht.

Pandgemeindeordnungsentwurf
der Lundkreiſe.

Der Verband der Preußiſchen Landkreiſe hat durch
ſeine Mitgliederverſammlung aus der Mitte der Geſamt-
heit aller Landkreiſe des Staates einen beſonderen Ausſchuß
zur Beratung des Entwurfs einer neuen Landgemeinde
ordnung eingeſetzt, in dem alle Provinzen vertreten ſind.
Dieſer Ausſchuß hat nach Fühlungnahme mit Vertretungen

der Landgemeinden, die nachfolgenden Richtlinien beſchloſſen
und dem preußiſchen Landtage, dem Staatsrate und der

Staatsregierung überreicht:
1. Statt der ſchematiſchen Vereinheitlichung des kom-

munalen Verſaſſungsrechts wird empfohlen, in ausreichendem
Maße den provinziellen Beſonderheiten Rechnung zu tragen.

3. Für das Eingemeindungsrecht werden folgende Forde
nur im Zuſamenhange mit dem der Kreiſe und Provinzen

ſyſtematiſch geordnet werden. Deshalb müſſen die Ent-
würfe der Landgemeinde- und Städteordnung, der Kreis
und Provinzialordnung gleichzeitig beraten und in Kraft
geſetzt werden.

3. Für das Eingemeidungsrecht werden folgende Forde
rungen aufgeſtellt: A. Da der Rechtsſtoff auf alle Gemeinde-
verfaſſungsgeſetze ſich erſtreckt, iſt deſſen Ausſcheidung aus
den kkommunalen Verfaſſungsgeſetzen und die Zuſammen-
faſſung, in einem Sondergeſetze zu fordern. Dadurch wird
auch die unerläßliche Beſchleunigung der Reform erreicht,
wie ſie im Hinblick auf die zahlreich ſchwebenden bedeut
ſamen Eingemeindungsfragen geboten iſt. B. Für dieſes neu
zu ſchaffende Geſetz zur Abänderung und Neubildung kom
munaler Bezirke müſſen folgende Geſichtspunkte maßgebend
ſein: a) Kommunale Gebietsveränderungen erfolgen durch
Geſetz, ſoweit es ſich nicht um ſolche innerhalb desſelben
Landkreiſes handelt und ſämtliche Beteiligte (Buchſtabe b)
einverſtanden ſind. Jn dieſen Fällen beſchließt die Be
ſchlußbehörde. b) Als beteiligt und in dieſer Hinſicht ein-

und gleichberechtigt gelten neben denander gleichwertig
betroffenen Gemeinden alle übergeordneten Gemei ndever
bände, die Provinzen nur, ſoweit Kreisgrenzen berühct

werden. c) Ein Erſatz mangelnder Zuſtimmung im Wege
der Ergänzung durch die Beſchlußbehörde iſt unzuläſſig.
d) Vor Jnkrafttreten der Gebietsveränderung hat in jedem
Falle ein gemeinſames Auseinanderſetzungsverfahren ſämt-
licher Beteiligten ſtattzufinden. e) Dabei iſt die Leiſtungs
fähigkeit aller Teile zu berückſichtigen. Der der Recht
ſprechung des O. V. G. entlehnte Grundſatz, daß eine
Verminderung der Steuerkraft an ſich eine Entſchädigung
nicht begründen könne, iſt geſetzlich zu beſeitigen. 9) Die
Gewährung von ſteuerlichen Vorteilen an neuerworbene
Gebietsteile iſt zu verbieten Es iſt ein Forum zur
Entſcheidung von Streitigkeiten aus Eingemeindungs-
verträgen (Auseinanderſetzungen) zu ſchaffen und hierbei
die Klägerrolle zu regeln

4 Jn der Theorie iſt die Einführung der Landbürger-

lichen Verwaltungsreform organiſatoriſch verſtändlich, prak-
tiſch vielleicht auch hier und dort, wo ſie zurzeit noch nicht

am Platze. Jn der ſchematiſchen Verallgemeinerung
des Entwurfs aber muß ſie aus den zu 1 genannten Grün-
den mangels allgemeinen Bedürfniſſes verworfen werden
Sie bedeutet wegen der durch ſie bedingten ſtarken Steige
rung der allgemeinen Verwaltungskoſten eine ſchwere Gefahr
für das Finanzgebahren aller Beteiligten, einſchließlich des
Stagtes. Die Einſchränkungen des S 140 des Entwurfs
reichen deshalb nicht aus. Beſtehende Amts- und Land-
bürgermeiſterei- ſowie ähnliche Verfaſſungen ſind zu erhalten.
Die ehrenamtliche Beſtellung der Landbürgermeiſter darf
nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen werden. Die Neueinführung
der Landbürgermeiſtereien darf nur durch Beſchluß der Pro-
vinziallandtage da zugelaſſen werden, wo K reistagsbeſchlüſſe
es fordern

5. Soweit nicht das Geſetz die Betätigungsgebiete der
Selbſtverwaltungskörper gegeneinander abgrenzt, ſind die
übergeordneten Verbände befugt, Selbſtverwaltungsangelegen-
heiten für ſich in Anſpruch zu nehmen. Bei Widerſpräch,
der nur auf beſtehende Einrichtungen von den nachgeordneten
Geineindekörpern begründet werden kann, beſchließt die Be
ſchlußbehörde. Dieſe hat auch dann zu beſtimmen, wenn
nachgeordnete Gemeinden oder Gemeindeverbände Aufgaben
an ſich ziehen wollen, die der übergeordnete Verband durch
beſtehende Einrichtungen erfüllt.

6. Die Auflöſung der Gutsbezirke iſt eine in vielen
Fällen berechtigte Forderung, ihre ſchematiſche Durchführung
aber aus den zu 1 genannten Gründen unangebracht und
insbeſondere mangels allgemeiner Einführung der Land-
bürgermeiſtereiverfaſſung in der Praxis oft unmöglich. Die
Ausnahmebeſtimmungen im Rahmen des Entwurfs reichen
nicht aus. Die Entſcheidung allein in die Hand ſtaatlicher

beſteht,

Verwaltungsbehörden zu legen, Selbſtverwaltungs- und Be-

meiſterei- Verfaſſung namentlich zur Erleichterung der ſtaat



nſchlußinſtanzen dagegen eiſ dte 9atavten zu beſchränken,

iſt als Beeinträchtigung r Selbſtverwaltung nicht zu
billigen. Bei der Entſcheidung iſt daher die feſtſetzende
Stelle an die Beſchlüſſe der Bezirksausſchüſfe und Pro

vinziallandtage geſetzlich zubinden.
7. Anträge zu Einzelbeſtimungen des Entwurfs bleiben

vorbehalten.

Kein Ausſchluß des deutſchvölkiſchen Flügels.
Verlin, 7. un Der deutſchnationale Parteiausſchuß

hat den Bruch mit dem deutſchvölkiſchen Flügel der deutſch
nationalen Volkspartei mit großer Mehrheit abgelehnt. Auch
der beſondere Antrag, den Abgeordneten Wülle auszu-
ſchließen, fand keine Aufnahme.

Der Buchdruckerftreitk vor dem Ende.
Wir hören von unterrichteter Seite, daß der Buchdrucker

ſtreik jedenfalls noch in dieſer Woche ſein Ende finden
wird. Die ſtreikenden Buchdrücker beſitzen heute nicht mehr
die Mittel, um die fälligen Unterſtützungen Sfhr zu können.
Sie haben ſich bereits früberen Beſchlüſſen, bereit
erklärt, den Forderungen der Verleger nachzugeben und
die Arbeit wieder aufzunehmen. ſobald die offiziellen Ver-
handlungen beginnen. Man iſt der Anſicht, daß der Streik,
ganz zuſammenbrechen müßte, wenn die Verleger jedes Ent
gegenkommen ablehnen würden.

Die Repargtionszahlung am 15. Juli.

Doch ein Hilfernf an die Entente?
Jn parlamentariſchen Kreiſen wird heute die Anſicht

vertreten, daß es Deutſchland unmöglich iſt, die nächſte fällige
Reparationsrate zu zahlen. Man rechnet damit, daß die
Regierung nunmehr doch, trotz anfänglichen Sträubens die

Alliierten um Auffſchub der nüch per vitten wird.Wie wir von h Se weiter erfahren,
ſchreiten

die Beſprechungen mit der Garantiekommiſſion
vorwärts. Ernſte Meinungsgegenſätze beſtehen vorkäufig nur
in der r der Kapitalflucht. Die Garantiekommiſſion
tehe auf dem Standpunkt, daß alle Exportwaren unter
en Begriff der Kapitalflucht fallen. Die deutſche Regierling

widerſetze ſich dieſer Auffaſſung, da ſie eine unerträgliche
Außenhandelskontrolle bedeuten würde. Von beſonderer Be
deutung waren außerdem die Verhandlungen im Ausgaben-
Ausſchuß. Die Vertreter der Garantiekommiſſion in dieſem
Ausſchuß hatten bei der deutſchen Regierung große ver-
borgene Reſerven vermutet und waren erſtaunt, zu finden,
daß nichts dergleichen vorhanden war. Vom engliſchen Vor-
ſitzenden wurde die Bitte ausgeſprochen, die Darlegungen der
deutſchen Regierung über die Höhe der Beſatzungskoſten
und die troſtloſe Lage der Reichsvermögensverwaltung ſchrift-
lich zu formulieren, um ſie der Reparationskommiſſion zur
Kenntnis zu bringen. Es wurde auch klargeſtellt, daß die
von Deutſchland für die Hinterbliebenen- Fürſorge aufge-
wendeten Beträge gerade im Vergleich zu den entſprechenden
franzöſiſchen Aufwendungen äußerſt beſcheiden wären.

Engliſche Kohlen als Reparationskohlen.
Die Kohlenverhandlungen mit der Garantiekommiſſion

ſtehen, wie wir von maßgebender Seite hören, vor dem
Abſchluß. Deutſcherſeits iſt vorgeſchlagen worden, an Frank-
reich engliſche Kohlen als Reparationskohlen liefern zu
können. Frankreich hat ſich damit einverſtanden erklärt.
Nach Abſchluß der Verhandlungen mit der Garantiekom-
miſſion wird die deutſche Regierung verſuchen, die engliſche
Regierung oder engliſche Finanzleute zu einer Anleihe
zu bewegen, damit Deutſchland aus dieſer Anleihe die
engliſchen Kohlen bezahlen kann. Andernfalls wird dieſer
Plan daran ſcheitern, daß Deutſchland, infolge des Fehlens
der Deviſen nicht in der Lage iſt, engliſche Kohlen ab-
zunehmen.

Die Gewerbeſteuerzuſläge Heraögemingert,
Der Magiſtrat ünclert die zuſchlüge ab guf 3000 2500 O und 1600

Die Sitzung war ſchon 10 Uhr beendet. Das hätte
man nicht für möglich gehälten, wo es ſich um die brennende,
heißumſtrittene Frage der Gewerbeſteuerzuſchläge handelte.
Daß der Magiſtrat ſo ganz aus ſich heraus neue Vor-
ſchläge machte, muß einige Verwunderung erregen, da man
doch Konzeſſionen von ihm nicht gewöhnt iſt. Die Tribüne

vor Leere. Zuweilen lag nur ein Hut auf einer
ank. Irgend ein Gewerbetreibender war nicht zu er-

blicken. Die Verſammlung geht nun in die Ferien. ZumSchluſſe der Sitzung wurden noch große Summen zum Wehr

nungsbau im Eiltempo exledigt. Die Glut des Tages wirkte
unvermindert heftig im Saale nach und legte ſich lähmend
auf Geiſt und Kampfſtimmung.

Kurz nach 6 Uhr eröffnet Stadtv. Vorſteher Junker
die Sitzung. Er erteilte dem Stadtv. Elſchner (Dem.)
das Wort zum erſten Punkte
Auflöſung des Steuerausgleichsſtockes und Ueberweiſung der

Gelder an den Grunderwerbsſtock.
Da der 61 000 Mark betragende Steuerausgleichsſtock nicht
mehr in Betracht kommt wird er aufgelöſt und die Gelder
werden dem Grunderwerbsſtock überwieſen. Derſelbe Redner
ſpricht über den zweiten Punkt,
Geländenmlegung in dem von Friedrich-, Annen, Thietmar-

und Peſtalozziſtraße umſchloſſenen Baublock.
Die zur Durchführung der Umlegung erforderlichen Mittel
ſind aus dem Grunderwerbsſtock zu entnehmen und dann
auf die Anbauenden umzulegen. Die Verſamlung iſt mit der
Geländeumlegung einverſtanden. Ueber den dritten Punkt,
Fluchtlinienplan für die Gegend zwiſchen Delgrube, Tiefer

Keller und Burgſtraße,
ſpricht Stadtv. Wilck. (D. Vpt.). Ueber den Ankauf des
Heuer'ſchen Grundſtückes wird lebhaft geſprochen. Stadtv.

ichardt empfiehlt, den Plan ſo ſchnell wie möglich feſt-
zuſetzen. Der nächſte Punkt betrifft die
Umwandlung der Stelle des leitenden Arztes des ſtädtiſchen

Kranukenhauſes in eine Stelle für einen Beamten
auf Kündigung.

Stadtv. Fied ler (Kom) tritt für die Umwandlung ein und
die Verſammlung ſtimmt dem Antrag zu. Bei der Neu-
feſtſetzung der

Entſchädigung für die Beiſitzer des Verſicherungsamts,
erhält der Magiſtratsantrag, der eine Entſchädigung von 50
Mark für den ganzen und 25 Mark für den halben Tag
vorſieht, noch einen Zuſatz, daß der betreffende Beiſitzer
die Rückerſtattung des entgangenen Arbeitsverdienſtes be
antragen kann. Ueber den nächſten Punkt,
BVankoſtenzuſchüß für durch die Baugenoſſenſchaft „Eigenheim“

zu erbauenden Häuſer für Eiſenbahnangeſtellte,
berichtet Stadtv. Vorſteher Junker. Der Magiſtrat beſchließt
den Erlaß des Preußiſchen Wohlfahrsminiſters vom 10. Juli
1922 bezüglich der Teilung. der ünrentierlichen Baukoſten
für die durch die Baugenoſſenſchaft „Eigenheim“ zu er-
richtenden Eiſenbahnwohnhäuſer anzuerkennen und die darin
vorgeſehene Teilung der Uünrentierlichen Baukoſten zu ge-
nehmigen unter der Bedingung, daß die Eiſenbahndirektion
Halle ſich bindend verpflichtet, im Laufe des Jahres 1923
auf eigene Koſten ohne ſtädtiſche Zuſchüſſe ein ſechſtes Mehr
familienhaus an der Annenſtraße im Anſchluß an die bereits
jetzt gebauten Häuſer zu errichten und in dieſes Haus nur
r Arbeitnehmer der Eiſenbahn aufzunehmen, welche auf
der Lifte der Wohnungsſuchenden in Merſeburg ſtehen.
Stadtv. Bothe (Dn.) iſt nicht der Meinung, daß aus ſtäd-
tiſchen Steuermitteln bis ins Unendliche gebaut werden kann.
Oberbürgermeiſter Hertzvg ſtimmt dem zu. Wir ſind ander Grenze der Kiſtungefahigteit angelangt. Die vor
geſehenen Häuſer müſſen güs der Wohnungsbauabgabe er-
richtet werden. Andere Mittel können nicht zu Verfügun
ger werden. Er möchte ausdrücklich betont haben, da
ie Stadt, wenn der Antrag beſchloſſen wird, an die

Grenze der Leiſtungsfähigkeit gegangen iſt.
Die Verſammlung bewilligt darauf den Baukoſtenzuſchuß.

Stadtv. Richter (Kont.) berichtet über die
Nachbewilligung von Koſten für Jnſtandſetzung der Kloſetts

in den Baracken an der Weißen Mauer.
Der Redner behauptet bei der Gelegenheit, daß die Löhne
der Jnſtallateure dieſelben geblieben ſind wie im April. Er
wird darauf aufmerkſam gemacht, daß ſeit April die Löhne
r mal erhöht worden ſind. 1 122 Mark werden be-
wi gt.

Feſthekun er Haushaltspiüne in erſter Leſung
Stadtv.- Vorſteher Junker verlieſt ein Schreiben des

Wirtſchaftsverbandes für Handel und. Induſtrie und der
Mittelſtandsvereinigung, in dem dieſe Verbände bitten, nicht
über die Steuerzuſchläge der Rachbarſtädte hinauszugehen..

Merſeburg bildet init den nahen Großſtädten in vieler
Beziehung eine Wirtſchaftsgemeinſchaft. s würde ſeineKonkurrenzfähigkeit mit dieſen Plätzen einbüßen und eine

Reihe hieſiger Betriebe ihre Exiſtenzmöglichkeit verlieren,
falls die Zuſchüſſe über dieſe Städte hinausgingen.

Eine Notwendigkeit, die ſtädtiſchen Gewerbeſteuer-
zuſchläge auf 3400 Prozent zu bemeſſen, iſt u. E. nicht
vorhanden, da das Gewerbeſteuerſoll, welches dem ſtädtiſchen
Haushaltsplan als Errechnung zu Grunde gelegt worden iſt,
nach dem vorjährigem Ergebnis nur ſchätzungsweiſe
aufgeſtellt iſt. Das Finanzamt Magdeburg, daß die Ver-
anlagung vornimmt, hat dem Dezernent des Steuerweſens
bei der Handelskammer Halle, der perſönlich in Magde-
burg war, die Auskunft erteilt, daß ſich das Gewerbeſteuer-
ſoll im Regierungsbezirk Merſeburg, und davon beſonders
in der Stadt Merſeburg, um 100 Prozent erhöhen würde.
Jn Berückſichtigung dieſer Auskunft würde ſomit nur die
Hälfte der in Vorſchlag gebrachten Zuſchläge alſo ſtatt
3400 Prozent würde nur 1700 Prozent nötig ſein,
den r auszugleichen.Wir müſſen daher bitten, daß ſolange das ſtaatliche ver
anlagte Steuerſoll noch nicht endgültig feſtgeſtellt iſt, auch
e Pperfeits Zuſchläge in beſtimmter Höhe nicht feſtgelegt
werden.

Wenn nach der Meinung des Steuerdezernenten der
Stadt keine anderweitigen Steuerquellen offen ſtehen und
dieſe gewaltige Steuer auch nicht auf eine breitere Baſis ge-
legt werden kann, ſo müſſen die unterzeichneten Verbände
bei der an und für ſich hohen ſteuerlichen Ueberlaſtung
von Handel und Gewerbe darauf dringen, daß die Zuſchläge
ſich nur im Rahmen des unbedingt Notwendigen halten.

Wir bemerken noch, daß die Stadt Naumburg, welche
in der Zuſammenſetzung ihrer Bevölkerung den wirtſchaft-
lichen Verhältniſſen der Stadt Merſeburg nahe kommt, an
Zuſchlag zur Gewerbeſteuer 1450 Prozent am 12. Juni
1922 beſchloſſen hat. Jn Breslau iſt man ſchon bei einer
Forderung von 1000 Prozent auf erheblichen Wiederſtand
geſtoßen.

Wir beziehen uns ferner auf das dem Magiſtrat erteilte
Gutachten der Handels- und Handwerkskammer Halle und
btiten auch hierorts die Gewerbeſteuer in den Rahmen des
Erträglichen zu geſtalten, eventuell die endgültige Feſtſetzung
des Zuſchlages bis zur Fertigſtellung definitiver Unter-
lagen auszuſetzen.

Mittelſtandsvereinigung.
Wirtſchaftsverband für Handel und

Oberbürgermeiſter Hertzog:
Bei der Feſtſetzung der Haushaltspläne im Vorjahre

ſind die gleichen Widerſtände erfolgt. Die Handelskammer
ſteht auf dem Standtpunkt, daß es nicht darauf ankomme,
was die Stadt an Mitteln brauche, ſondern die Steuerlaſt
herabzudrücken. Wenn die Jntereſſenverbände auf dieſem
Standpunkte ſtehen, iſt es unmöglich, mit ihnen zu arbeiten.
Der Redner weiſt noch einmal auf die weſentlich höheren
Zuſchläge der weſtlichen Städte hin. Jn verſchiedenen Städten
haben die Jntereſſenverbände den Vorſchlägen der Stadt zu-
geſtimmt und haben nur bei der Verteilung mitberaten.
Jn der Haushaltskommiſſion iſt eingehend über die Gewerbe-
ſteuer geſprochen worden. Es wurde mit einem großen
Optimismus gearbeitet. Es ſind Poſten eingeſetzt wor-
den, die ſich lediglich auf Hoffnungen ſtützen. Der Redner
ſpricht dann von den ſogenannten Pufferpoſten, die ſich

3 bis 5 Millionen Mark bewegen ſollen. Wir haben
ſchon ſeit zwei Jahren einen ſolchen von 3 Millionen Mark.
Davon ſind aber zwei Millionen bereits für Beamtengehälter
verbraucht, ſo daß nur eine Million übrig bleibt. Es
eht nicht an, ſolange zu warten, bis das Finanzamt mit
einen Feſtſtellungen fertig geworden iſt. Wir wollen nicht

die Gewerbetreibenden und Hauseigentümer vor die Tat-
ſache ſtellen, daß ſpäter dann ein Steuerquartal nacherhoben
werden muß. Wenn man erwägt, daß man mit den vor-
geſchlagenen Zuſchlägen den Haushaltsplan ungefähr aus-
gleichen kann, ſo iſt es beſſer, als wenn man ſpäter gezwungen
iſt, ein fünftes Quartal nachzuerheben. Nach dem Geſetz
ſind wir verpflichtet, alle Bedürfniſſe aus den Realſteuern
zu decken. Daß dies unrichtig iſt, darüber ſind ſich die Städte
einig. Es ſeien ſchon verſchiedene Eingaben an das Reich
gemacht worden. Mit der Steuerbeſchneidung der Städte
wird es noch ſchlimmer werden. Der Redner bittet, dem
Plan zuzuſtimmen un nichtd zu vertagen. Jn einem viertel
Jahr wird es nicht billiger, ſondern teurer.

Es iſt geſagt worden, die Summe von 55 Millionen
Markt ſei zu hoch. Es iſt zu bedenken, daß ein neuzeitlich
aufgeſtellter Haushaltsplan weit höhere Summen aufweiſen
muß, als ein altmodiſcher. Die Erhöhung vom Jahre 1926
auf 1921 um 19 Millionen Mark iſt keine Erhöhung, d
auch nur annähernd der Preisſteigerung entſpricht.

Es iſt behauptet worden, daß Merſeburg zu viel Be
amte habe. Von allen Städten unſerer Größe hat es die

Jnduſtrie.

wenigſten und zwar 114. Quedlinburg hat 159, Weißen-
fels 158, Nordhauſen 159.

Der Magiſtrat hat nie daran
Es gab ſo

t, die Gewerbe
erbetreibende,weltreibenden zu ſchädigen.

um

die ihre Häuſer inſtand geſetzt haben, als ſie daßdie en ſie e ge s r bisher kein *Podan
gemacht worden, wie die Zuſchläge anders geregelt werden

önnen.
Nach der Rede macht Stadtv. Vorſteher Junker einige

allgemeine Ausführungen über den Plan.
Stadtv. Heſſelbarth (Kom.) greift den Bäckermeiſter

Freiberger an, der im Kriege die Allgemeinheit ausgewuchert
habe. Der Hausbeſitz und das Gewerbe kann zahlen. Stadtv.
Vorſteher Junker macht darauf aufmerkſam, daß die Aus
führungen rein verſönlich ſeien und Stadtv. Heſſelbarth
die Verantwortung allein trage.

Stadtv. Bothe (Dn.): Es iſt kein Grund, ein Schreiben
abzulehnen, wenn ein Mann mißliebig iſt. Was Stadtv.
Heſſelbarth ſagte, war nicht ſachlich, ſondern rein perſönlich.
Was die re anlangt, ſo iſt der Sprung von1500 Prozent auf 3400 Prozent keine Kleinigkeit. Daß
das Steuerſoll nur um 25 Prozent erhöht worden iſt, er
ſcheine ihm zu wenig. Er bittet um eine u
der Zuſchläge. Kein Gewerbetreibender der Klaſſe 1 und
iſt in der Verſammlung vertreten, haben alſo noch keine
Gelegenheit gehabt, ſich in der Sitzung zu äußern. Er fragt
an, ob es nicht möglich ſei, herunterzugehen.

Stadtv.- Vorſteher Junker ſchlägt vor, erſt die anderen
Pläne zu behandeln, weil man dann erſt einen Ueberblick,
über das, was geſtrichen werden könne, bekomme. Jn
raſcher Folge werden die Pläne des Fleiſchbeſchauamts, der
Allgemeinen Vetwaltung, der Vermögens und Schulden-
verwaltung, der Polizeiverwaltung und der Grundeigentums-
verwaltung behandelt und zugeſtimmt.

Den Plan der
Gemeindeſtenern und Abgaben

trägt Stadtv. Teller vor. Inzwiſchen fand eine Magi-ſtratsbeſprechung ſtatt und Oberbür ermeiſter Hertzog
nahm mit den Fraktionsführern Rückſprache.

Oberbürgermeiſter Hertzog ſchlägt darauf folgenden
Ausweg vor: Wenn die Gewerbeſteuerzuſchläge abgelehnt
werden, könne man bis an die äußerſte Grenze gehen
und in der 1. und 2. Klaſſe 300006, in der 3. Klaſſo
25000, in der 4. Klaſſe 160000 erheben. Die Verſammlung
müſſe dann gleichzeitig beſchließen, das Aufkommen von
780 000 Mark in den Pufferpoſten einzuſetzen.

Stadtv. Mahlo: Durch dieſen neuen Antrag wirddie Vorlage etwas ſchmackhafter gemacht. Er ſteht auf dem
Standpunkt, daß man die Forderungen des Staates nicht
immer erfüllen ſolle und ſchlägt einen Städteſtreik vor.

Stadtv. Frauenheim (Dem.) ſtellt feſt, daß er
weder Mitglied des Hausbeſitzervereins noch der Mittelſtands
vereinigung iſt. Er findet es nicht richtig, daß ein Bürger,
wie vorhin Bäckermeiſter Freiberger, in gehäſſiger Weiſe
angegriffen wird. Die Haushaltspläne aller Städte müßten
abgelehnt werden, dann würde die Finanzgeſetzgebung in
andere Bahnen kommen. Behauptet, daß die Gewerbeſteuer-
veranlagung eine höchſt unſachgemäße iſt. Er lehnt den
Etat ab. Auch der 2. Weg iſt nicht gangbar.

Der 1. Magiſtratsantrag wird abgelehnt, der 2. An
trag angenommen. Zum Schluß wird noch über den geſamten
Haushaltsplan abgeſtimmt und angenommen.

Hierauf werden noch zwei Anträge auf Bewilligung
des Gemeindedrittels zum Bau von Wohnungen durch die
Siedlungsgenoſſenſchaft und die Baugeſellſchaft bewilligt.
Es handelt ſich um die Summen 233 000 Mark und 294 009
Mark. Damit ſchließt die öffentliche Sitzung.
e

Aus Stadt und Umgebung
Himbeeren, Brombeeren, Johannisbeeren.

Die Beerenzeit, die von jung und alt alljährlich ſehn-
lichſt erwartet wird, iſt gekomen. Schon ſeit Mai erfreute
uns die ſo wohlſchmeckende Erdbeere: im Juni geſellte ſich
die Johannisbeere hinzu, und als der Juli kam, waren
auch die Heidel-, Stachel-, Himbeeren und wie ſie alle
heißen mögen, an die Reihe gekomen. Zwar gibt es noch
ein paar Spätlinge, wie die Brombeere und die Preiſelbeere,
die jetzt erſt im Anfang der Reife ſtehen, immerhin iſt
der Monat Juli aber als der eigentliche „Beerenmonat“
zu betrachten. Die iſt zu dieſer Zeit wegeneines abwechſelungsreichen Kompotts nicht in Verlegenheit,
denn an jedem Tag in der Woche kann eine andere Beeren
oder Baumobſtfrucht die Kompottſchüſſel füllen. Am meiſten
erfreut darüber iſt natürlich die Jugend, die zu genam liebſten mit der Kompottſchüſſel anfangen und i
dem Suppenteller aufhören möchte. Nun iſt auch die Zeit
gekomen, wo die Einmachgläſer mit gelber, roter und blauer
Füllung verſehen werden, denn man möchte auch gern im
Herbſt oder Winter noch des Genuſſes des Beeren- oder
Baumobſtes teilhaftig werden. Der große Wunſch bleibt
dabei immer: wenn ich nur genügend Zucker hätte!

Beſeitigung der reaktionären Lehrer aus den Schuleget.

h. Der ſozialiſtiſch-kommuniſtiſche Kontrollausſchuß für
den Regierungsbezirk Merſeburg hat beſchloſſen, ſofort eine
Bewegung zur Veſettigung aller reaktionären Elemente
aus den Schulen einzuleiten. Uin dies wirkſam durchführen
zu können, werden alle republikaniſch geſinnten Lehrer
Eltern uſw. aufgefordert, näheres darunter zu ſammeln,
welche Lehrer noch Stahlhelmabzeichen und Hackenkreuz4
tragen, welche die Gefühle der Diſſidentenkinder verketztere
und die antiſemitiſche Agitation betreiben.

Hörſing an die étastsbegamten.

Der Oberpräſident der Provinz Sachſen erläßt fol
gende Verordnung: Die mir unterſtellten Staatsbenmten-
der Provinz dürfen Vereinen und Vereinigungen, die die Reichs
und Staatsregierung, ſowie die republikaniſche Staatsform
als ſolche in Wort und Schrift beſchimpft und verächtli h
gemacht haben, oder in dieſem Tun weiter fortfahren
nicht angehören. Sie haben Verſammlungen und Kund-
gebungen, gleich welcher Art, die eine ſtaatsfeindliche Ten-
denz haben, oder bei denen eine ſolche zu befürchten iſt,
fern zu bleiben oder, falls unerwartet bei einer Veran-
ſtaltung eine ſtaatsfeindliche Tendenz vertreten wird, dieſe
Veranſtaltung ſofort zu verlaſſen. Mit dem auf die Ver
faſſung geleiſteten Treueide des Beamten iſt es unvereinbar,
daß er, ſoweit er dazu nicht dienſtlich verpflichtet iſt
Zeitungen und Zeitſchriften hält, die die jetzige Staatsform
verächtlich machen und die jetzige oder eine frühere Regie-
rung beſchimpfen und verleumden. Jch erwarte, daß im
dienſtlichen Verkehr keine Bemerkungen gegen die beſtehende
Staatsordnung oder gegen die jetzige der gegen die
früheren Regierungen, insbeſondere keine antiſemitiſchen Be
merkungen, laut werden. Die älteren Beamten haben viel-
mehr ihren jüngeren Amtsgenoſſen in der Betätigung einer
loyalen republikaniſchen Geſinnung mit gutem Beiſpiel vor-
anzugehen und alles zu unterlaſſen, was geeignet erſcheinen
könnte, das Vertrauen der Beamtenſchaft in ihre Vorgeſetzten
zu erſchüttern. Dieſer Erlaß und der Aufruf der Reichs
regierung, ſowie die Verordnung des Herrn Reichspräfi-
denten zum Schutze der Republik und die Strafbeſtimmu
hierzu ſind vom Standpunkte ſtaatstreuer republikaniſ
Geſinnung von den Leitern der Behörden der verſammelten
Beamtenſchaft bekanntzugeben.

Derſelbe Erlaß ging allen dem Provinzialſchulkonlegtum

unterſt j Staatsbeamten zu. c



Hielt am Dienstag abend im Ve
eine außerordentliche n

ſodann einen Bericht über
eine Neufeſtſetzung der Leihgebühren folgte. Die reins

tereſſe zu fenken, bisher nicht die geringſte Minderung der
Zataſtrophalen Zuſtände herbeigeführt haben, wird den Zei-

erreicht.

Der Sten StokzyeySchrr
nographen neu in den Verein

aufgenommen, während ſich ein itglied abgemeyt hat.
Der Verein zählt ſomit et 382 Mitglieder. Am 19. Juni
iſt ein Anfängerleh gang mit 51 Teilnehmern beendet worden,
das Abſchlußſchreiben zeugt von guten Erfolgen. Jm An-
ſchluß an den Kaſſenbericht von Biermann wurden

edie Mitgliederbeiträge neu feſtgeſess J l r

nicht weniger als 43 S

bücherei zählt nunmehr etwa 300 r e mr Bände.
Zum Verbandstage der Schule Stolze-Schrey in Eiſenach
wurden mehrere Vertreter gewählt. An dem BundesWett-
ſchreiben in Wernigerode am 28. Mai konnten außer den
bereits bekannt gegebenen Mitgliedern noch mit e teil
nehmen mit einem 1. Preis in 120 Silben Erna Schu-
mann und Kurt Papsdorf, und einem 2. Preis in
120 Silben Benno Kleinert, ſo daß nunmehr von den
12 Merſeburger Teilnehmern, die in Geſchwindigkeit bis

zu 240 Silben ſchrieben, 11 Preiſe errungen worden ſind,
eine Tatſache, auf die der Verein ſtolz ſein kann. Nach
einigen geſchäftlichen Mitteilungen ſchloß der Vorſitzende
gegen 11 Uhr die Verſammlung.

Bezahlung der Gas-, Strom- und Waſſergelder.
Für diejenigen Verbraucher, welche ihre Gas-, Waſſer-

und Stromrechnungen unmittelbar ſelbſt an Kaſſenſtellg
bezahlen wollen, iſt die Einrichtung getroffen worden, daß
ab Montag, den 10. Juli 1922 an jedem

Montag, Donnerstag und Freitag
nachmittags von 3--5 Uhr die Gelderheber in der ſtädti-
ſchen Steuerkaſſe zur Annahme der Rechnungsbeträge be-
reit ſind.

Dieſe Beſtimmung gilt erſtmalig für die Einziehung
der Einrechnnug 1922. Die Rechnung für April 1922
wird noch nach dem alten Verfahren eingezogen.

Verbraucher, die es vorziehen, die Rechnungsbeträge
nach wie vor in ihrer Wohnung leinziehen zu laſſen,
haben dem Boten außer den Rechnungsbeträgen eine Ein-
ziehungsgeblihr von 50 je Rechnung zu bezahlen.

Bezirksſängerfeſt
des Deutſchen Arbeiter-Sängerbundes.

Wie wir erfahren, findet am Sonnabend und Sonn-
tag in den Mauern Merſeburgs das diesjährige Bezirks-
ſängerfeſt des Bezirkes Halle ſtatt. Zu dieſer Veranſtaltung
treffen bereits am Sonnabend 1500 Sänger und Sängerinnen
ein, um an dem im Schützenhaus ſtattfinden Sängerkommers
teilzunehmen. Für den Sonntag, den Haupttag des Feſtes,
werden weitere 2500 erwartet, ſo daß insgeſamt 4000
Sänger und Sängerinnen durch ihren Geſang das Feſt
verherrlichen. Am Sonntag vormittag 9 Uhr findet eine
außerordentliche Tagung des Bezirkstages ſtatt, dann nimmt
der offizielle Teil ſeinen Anfang. Um 2 Uhr ſetzt ſich
der Feſtzug durch einige Straßen der Stadt in Bewegung.
Um 3 Uhr beginnen die Geſangsvorträge. Unter den 15
Gruppengeſängen werden beſonders die beiden Maſſenchor-
geſänge ihre Wirkung nicht verfehlen, betitelt „Unſer Lied“

eſungen von ſämtlichen anweſenden Männerchören und „WirFran geſungen von ſämtlichen Frauenchören. Ein Ball
im Schützenhaus und in der Funkenburg beleben den Ab-
ſchluß des Feſtes.
Erntearbeit für die Studierenden der and wirtſchaftlichen

Hochſchule.

Der Ausſchuß der Studierenden der land wirtſchaftlichen
Hochſchule zu Berlin bittet den Reichs-Landbund, bekannt
umachen, daß während der Hochſchulferien vom 1. Auguſt
is 1. November viele Studierende bereit wären, auf demLande Erntearbeiten zu verrichten. Etwaige Anträge auf

Arbeitsvermittlung ſind an das Arbeitsamt der landwirt-
ſchaftlichen Hochſchule, Berlin W. 4, Jnvalidenſtraße 42,
zu richten.

Poſtvollmacht während der Sommerreiſe erteilen.
Die Poſtbeamten können während der Reiſezeit täglich

beobachten, wie ſorglos manche Geſchäftsleute ihre Er-
holungsreiſe antreten. Sie glauben alles getan zu haben,
wenn ſie bei der Poſt den Antrag auf Nachſendung ihrer
Privatſendungen geſtellt haben, aber an die Geſchäftspoſt,
über welche Quittung zu leiſten iſt, denken ſie nicht. Trotz-
dem es ſich häufig um recht eilige Sendungen handelt
müſſen dieſe dann dem Geſchäftsinhaber nachgeſandt werden,
wodurch außer der Verzögerung recht große Nachteile und
Unannehmlichkeiten entſtehen können. Wer ſich hiergegen
ſchützen will, der erteile ſeinem Vertreter ſofern dieſer
nicht bereits bevollmächtigt ſein ſollte eine Poſtvollmacht.
Da es wenig bekannt zu ſein „ſcheint, ſo ſei hier auf die
ſogenannten Zeitvollmachten hingewieſen, die für einen zu
beſtimmenden Zeitraum erteilt werden und dann wieder
erlöſchen. Wer dieſen Erforderniſſen rechtzeitig Rechnung
getragen hat, kann ſich ungeſtört der Erholung hingeben.

Frühöffnung von Zigarrengeſchäften.

Nach neueren miniſteriellen Vorſchriften kann für
Tabakverkaufsladen das Oeffnen vor 7 Uhr morgens in
Etnzelfällen auf Antrag vom Demobilmachungskommiſſar
zugelaſſen werden, wenn in den betreffenden Geſchäften der
eumſas nachweislich in den frühen Morgenſtunden ſtatt-

et.

Verſannlun en und Berantaltingen.
Der Stenographenverein Stolze-Schrey unternimmt am
Sonntag eine Wanderung nach Döllnitz.

Der Merſeburger Mieterverein hält am Dienstag abend
8 Uhr im „Tivoli“ eine Mitgliederverſammlung ab.

Die Oſtmärker haben am Montag, den 15. 8 Uhr
im „Tivoli“ Verſammlung.

Hie wachſende Ret der Preſſe.

Während alle Bemühungen, die unerträglich hohenDruckpapierpreiſe für die getungen im öffentlichen Jn-

tungen am 30. Juni durch das Syndikat unter Hinweis
auf die weiteren Frachterhöhungen und den neuen Aufſchlag
auf die Kohlenpreiſe, und insbeſondere auf die Preiſe der
Zellſtoffabriken und die Preistreiberei und gleichzeitige Zu
rückhaltung der Hol beſitzer auf dem Holzmarkt mitgetellt,
daß ab 1. Juli der Preis für Druckpapier um rund weitere
35 000 Mark für den Wagen heraufgeſetzt wird.

Die Zeitungen, die durch ihre notgedrungenen Maß-
nahmen längſt nicht den bisherigen enormen Preiſen wirt-
ſchaftlich gewachſen waren, müſſen alſo eine neue Ver-
teuerung des Papiers um das Zwanzigfache des geſamten
Friedenspreiſes für Juli tragen. Damit hat
ver Preis für Druckpapier das 100fache des Friedenspreiſes

Das Zeitungsgewerbe ſoll anſcheinend ſeinen

e Nee Deutſche Volkspartei zun Eintritt in die Regierung bereit.
Der Dollar 51 do.

Berlin, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht). Heute mittag
fanden Verhandlungen zwiſchen dem Zentrum, den Demo
kraten und der Deutſchen Volkspartei über den Eintritt
in die Regierung ſtatt. Die Deutſche Volkspartei hat die
von den bürgerlichen Koalftionsparteien an ſie gerichtete
Anfrage, ob ſie unter den ihr geſtellten Vorausſetzungen
zum Eintritt in die Regierung bereit ſei, mit bezug auf
die jetzige Regierung bejaht. Aus dem Wortlaut des Ant
wortſchreibens geht aber zur Genüge hervor, daß eine gleich
zeitige Erweiterung der Koalition nach links hin für die
Deutſche Volkspartei nicht in Frage kommt.

Der heutige Dollarftand.
Berlin, 7. Juli. (Eig. Drahtbericht). Der Dollar no

tierte heute vorbörslich 495—-496, um 12 Uhr 510. Am
der Börſe herrſcht größte Erregung.

Das Hausgehilfenrecht im Rei swirtſchaftsrat
Verlin, 7. Juli. Jm vorläufigen Reichswirtſchaftsratwurde die Einzelberatung des Halsgedtlſengeſepente es

fortgeſetzt. Beim 8 12, der eine tägliche Arbeitsbereitſchaft
von 13 Stunden vorſieht, entwickelte ſich eine längere Aus-
ſprache. Schließlich wurde ein Arbeitgeberantrag mit 86
gegen 77 Stimmen angenommen, wonach der Hausgehilfe
nur auf eine ununterbrochene Nachtruhe von neun Stunden
Anſpruch haben ſoll. Als alle anderen Anträge abgelehnt
wurden, erklärte die Vertreterin der Hausangeſtellten Frau
Köhler, daß die Arbeitnehmer nunmehr kein Jntereſſe an
dem Geſetz hätten, worauf dieſe ſämtlich den Saal verließen.
Der Reſt des Geſetzes wurde nun nach dem Antrag der
Arbeitgeber angenommen. Eine dritte Leſung ſoll nach den
Ferien ſtattfinden, um eine neue Brücke zu den Arbeit-
nehmern zu finden. Ein Antrag des finanzpolitiſchen Aus-
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Leidensweg bis zum bitteren Ende weiter gehen.
Die deutſchvolksparteiliche Zeitung „Die Zeit“, ein

Blatt, das erſt vor wenigen Monaten mit großem Kapital
ins Leben gerufen wurde, ſieht ſich gezwungen, ſeinen Le-
ſern mitzuteilen, daß es, ſtatt zweimal täglich, in Zukunft
nur noch als Abendblatt erſcheinen werde. Dieſer Schritt
war nötig, weil das Blatt andernfalls, wie es mitteilt,
den Bezugspreis infolge der allgemeinen Teuerung hätte
verdoppeln müſſen. Dazu ſchreibt das „Berl. Tagebl.“:
„Die Ewigblinden, zu denen wir in dieſer Frage auch den
Reichswirtſchaftsrat rechnen, werden ja auch aus
dieſem Falle nichts lernen. Sie haben nun einmal ihren
Götzen, zu dem ſie beten, und der ſagt ihnen aus der
Fülle ſeiner Weisheit, daß es in England nur 350 bis
400 Zeitungen gäbe, und da könne er nicht einſehen, warum
nicht ruhig in Deutſchland 3000 Zeitungen zugrunde gehen
könnten. Jn einem Punkte hat er recht: 350 Zeitungen
ſind leichter aufzukaufen, zu fuſionieren und zu unifor-
mieren in Politik und Nachrichtendienſt als 3000 Deutſcher
Reichstag, merkſt du was?“

h

nennen nene e S
Aus Kreis und Nachbarkreiſen

Blutige Schlägerei.
Delitzſch, 6. Juli. Gelegentlich des hieſigen Vieh

marktes kam es im Preußiſchen Hof“ zu Auseinander
ſetzungen zwiſchen verſchiedenen Gäſten, die ſich dann
auf der Straße fortſetzten und in eine blutige Schlägerei
ausarteten. Als der Gaſthausbeſitzer zu vermitteln ſuchte,
richtete ſich beſonders die Wut der Gebrüder Heinig aus
Bitterfeld gegen ihn und der eine von ihnen ſchlug ihn,
wahrſcheinlich mit einer Bierflaſche, über den Kopf,
ſo daß er erhebliche Verletzungen davontrug. Als dann
die Polizei einſchritt, wandten ſich die Gebrüder H.
gegen dieſe und ſchlugen einem Wachtmeiſter ſo auf
die Hand, daß er eine ſtarke Verletzung davon trug.
Währenddem wurde die Haltung des angeſammelten
Publikums drohender: es verſuchte den Stall zu ſtür-
inen, in den ſich die Brüder geflüchtet hatten. Die
Polizen erhielt Verſtärkung und Polizei und Publikum
brachten die Streitbaren aus dem Stall. Hierbei wur
den dieſe vom Publikum fürchterlich zugerichtet, ſo daß
der Arzt, dem die Zerſchlagenen ſpäter zugeführt wurden,
erklärte, daß er ſol Verletzungen nach einer Schlägerei
ſelten geſehen habe. Unter ſtarkem Schutzmannsaufgebot
und großem Auflauf wurden die Feſtgenommenen nach der
Wache gebracht.

Wieder gefunden.

Naumburg, 6. Juli. Vor 53 Jahren war von
hier ein junger- Mann nach Amerika ausgewandert. Für
ſeine Schweſter, die Witwe Molinorin, galt er als verſchollen,
da er nie etwas von ſich hören ließ. Jetzt kehrte der
Auswanderer plötzlich zurück und durch endloſes Hin- und
Herfragen ſtellten dann beide feſt, daß ſie Geſchwiſter wären.
Die Freude des Wiederſehens, das in einem hieſigen Gaſthofe
ſtattfand, wurde durch eine anſehnliche Zahl von Dollarnoten
erhöht, die der Bruder ſpendete.

Schweres Unglück bei einem Radfahrerfeſt.

f Bebra, 5. Juli. Bei einem Radfahrerfeſt in Nieder
zwehren ſtürzte wegen zu großer Belaſtung eine Tribüne
ein. Mehrere Perſonen wurden ſchwerverletzt, darunter
einige lebensgefährlich.

Eine Nachlaß- Stiftung der Baronin Rothſchild.

Frankfurt a. M., 6. Juli. Die in Paris verſtorbene
Baronin Solomon von Rothſchtld hat ihrer Vaterſtadt
Frankfurt am Main letztwillig den Betrag von 500 000
Franes, das ſind nach der heutigen Währung etwa achtzehn
Millionen Mark aus ihrem Nachlaß für die Wohlfahrts-
einrichtungen der Stadt zur Verfügung geſtellt und außerdem
einige hervorragende Wertſtücke und Silbergegenſtände dem
ſtädtiſchen Kunſtinſtitut überwieſen. Außer der Stadt Frank-
furt am Main iſt die Rothſchildſche Bibliothek mit 50 000
und das Karolineum mit 25000 Francs bedacht worden.

Wieder ein Raubmord.

Pyrmont, 6. Juli. Der Tuchhändler Fleck der
ſich mit ſeiner Tochter auf dem Heimwege befand, wurde
kurz vor Mitternacht von zwei Männern, die ihm aufgelauert
hatten, überfallen und durch ſechs Revolverſchüſſe niederge- P

Kurſen dem Markte entnommen. Auch

ſtreckt. Er ſtarb bald nachher. Die Täter raubten ihrem
Opfer die Brieftaſche und mehrere Schlüſſel.

d erteene e denn e W 7aß entſprechen s en Geldwert der abzugsBetrag von 3000 auf 6000 WMart erhöht wird, wurde ein
ſtimmig angenommen. Das Haus vertagte ſich dann auf
unbeſtimmte Zeit. mar

Die Angſt vör der Wahrheit.
Paris, 7. Juli. (Eig. Drahtber.) In der Kammerſitzung

die bis 12 Uhr nachts andauerte, rechtfertigte ſich Poincare
in der üblichen Weiſe gegenüber den Vorwurf, daß Frank-
reich die Hauptſchuld am Kriege habe. Es gelang ihm,
die vo links beantragte Einſetzung eines Unterſuchungs-
ausſthuſſes über die Kriegsſchuldfrage zu verhindern. Der
Antrag Couturier, der eine völlige Klärung der Lage
bei Kriegsausbruch ſchaffen wollte, wurde abgelehnt.

Die holländiſchen Kammerwahlen.
Amſterdam, 7. Juli. Die geſtrigen Wahlen zur zweiten

holländiſchen Kammer hatten nach der vorläufigen nicht
amtlichen Feſtſtellungen folgendes Ergebnis: Rechtsparteien
48, Sozialiſten 25, Linksliberale 11, Kommuniſten 3, ver-
ſchiedene kleinere Parteigruppen 13 Mandate.

Rückkehr der Ordnung in Dublin-
London, 7. Juli. Jn der vergangenen Nacht erfolgte

die Uebergabe des letzten Stützpunktes der irreguläcew
Streitkräfte. Abgeſehen von kleineren Schießereien iſt die
Ruhe in Dublin faſt vollſtändig wiederhergeſtellt. Der au-
gerichtete Schaden iſt allerdings beträchtlich. Durch Feuer
allein ſind über 25 Gebäude zerſtört worden, darunter
mehrere der bekannteſten Hotels. Man erwartet von der
Regierung des iriſchen Freiſtaates allgemein, daß ſie nun
mehr auch in den Rand-Diſtrikten entſchloſſen gegen dige
Rebellen vorgeht.

T DollarRäuber.
Frankfurt am Main, 5. Juli. Am vergangenen Sonntag

wurden im DZuge Köln- Frankfurt einem Amerikaner vor
internationalen Taſchendieben eine rotlederne Brieftaſche mit
211 Dollar, ein Kreditbrief über 25000 Dollar und ein
Kreditbrief über 10 000 Dollar entwendet. Die Täter ſind
unbekannt.

Wien, 7. Juli. Dem Amerikaner Julius Steeger, der
ſich in einem hieſigen Sanatorium befindet, wurden aus
dein Schlafzimmer Schmuckgegenſtände im Werte von 4000
Dollar, alſo von etwa achtzig Millionen Kronen, geſtohlen.

Wilder Landarbeiterſtreit.
BVernburg, 5. Juli. Jn Waldau, Roſchwitz, Jlberſteds

Altenburg und Aderſtedt ſtreiken die Landarbeiter. Der
offizielle Landarbeiterverband wendet ſich gegen dieſe Streiks,
die auf kommuniſtiſche Einflikſterungen zurückzuführen ſeien.
Die Notſtandsarbeiten werden nur z kleinen Teil verrichtet.

Einen Aufruf gegen den Alkoholmißbrauch.
t Kronach, 6. Juli. Einen Aufruf gegen den Alkohoß-

mißbrauch erläßt das Bezirksamt Kronach. „Wenn es ſo
weiter geht“, heißt es darin „treibt unſer Volk der Ver
lumpung und dem Verderben zu

Handel und Verkehr.
Deviſen feſter, ſtürmiſch ſteigend.

Berlin, 6. Juli. Am Donnerstag eröffnete der Deviſew-
markt in großer Zurückhaltung. Die Dollarparität ſtellt
ſich auf 427. Man nannte Kabel anfänglich 427— 430,
London 1905—-1915. Das Geſchäft wurde allmählich leb-
hafter: unter wiederholten Schwankungen gingen die Kurſe
nach oben. Der Dollar ſprang auf 435, ſpäter auf 438
und wurde bei Börſenbeginn mit 441—443 gehandelt. Die
übrigen Deviſen befeſtigten ſich analog. So war London um
12 Uhr gehandelt mit 1960-1970, Holland 17 05017 156,
Paris mit 3615 bis 3635 und Prag mit 845-850.

Der Deviſenbedarf war an der Börſe im Verhältnis
zum Angebot ſo ſtark, daß die meiſten Käufe ſtark repartiert
werden mußten. Nachbörskhich geſtaltete ſi der Ver-
kehr nach vorübergehender geringfügiger Abſchwächung weiter
hin lebhaft bei außerordentlich feſter Tenden z. Material
war überhaupt nicht mehr zu haben. Der Dollar war bis
zu 4,6 5 geſucht, London bis zu 2060. Die Mark wurde aus
New York gemeldet: 914 Uhr mit 22,25, 10 Uhr mit 22
und 11 Uhr 21 das heißt paritäriſch für den Dollar
462 bis 465 Mark. Gegen Abend trat eine weitere ſprung-

hafte Steigerung ein, der Dollar wurde zum Schluß mit
470 473 gehandelt, London mit 2090--2100. Bemerkenés-
wert war die beſondere Befeſtigung der Deviſe Prag, welche
zum Schluß mit 935 geſucht war.

Effektenbörſe.
Berlin, 6. Juli. Durch das Nichterſcheinen der Zer

tungen iſt den wildeſten“ Gerüchten Tür und Tor geöffnet.
Kein Wunder, daß unter dieſen Umſtänden auch an der
Börſe die Unſicherheit zunimmt. Die Deviſen ſteigen ins Un
gemeſſene und beeinträchtigen dadurch den Effektenmarkt
nachhaltig. Bei den Banken lagen vielfach limitierte Auf-
träge vor, und da Angebote ſo gut wie gar nicht vor
handen waren, bildeten anſehnliche Kursgewinne im all
gemeinen wieder die Regel.

Hierzu kommt, daß am Möontanmarkte Käufe vom
tſchechoſlowakiſcher Seite zu beobachten waren, von denen
namentlich oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf profitierten, die
125 Proz. über den letzten Schlußkurs eröffneten. Rhein

ſtahl gewannen 120, Lothringer Hütte 70, Buderus 84 und
Deutſch-Luxemburg 45 Prozent. Von Kaliwerten waren
Aſchersleben begehrt und 100 Prozent höher. Chemiſche
Werte gewannen bis 85 Prozent, Elektrowerte vereinzelt
bis 75 Prozent. Von Waggonfabriken zeigte ſich Jntereſſe
für Hann. Waggon, die 140 über den Nachſchlußkurs er
öffneten. Von Maſchinenfabriken gewannen Berliner Ma-

ſchinen 32 Proz., Deutſche Maſchinen 23, Hartmann 40,
Gebrüder Hörting 50, Orenſtein Koppel 55 Proz., von
Metallwerten Lorenz 40, Hugo Schneider 40, Vogel 75
Proz., von Textilwerten Nordd. Wolle 45, Kammgarn Stöhr
50 Proz. Als recht feſt ſind noch Baſalt zu erwähnen, die
150 Proz. gewannen.

n fremden Renten wurden 5proz. Mexikaner zu 1540
Proz. und 5proz. Tehuantepec- Anleihe zu 125 Proz. höheren

Bank und Schiff
fahrtsaktien ſchloſſen ſich der Aufwärtsbewegung an.

Butterauktion.
Berlin, 4. Juli. Zugeführt und verſteigert 375 Faßzu 8600 M. im Dur ſchnitt Höchſtpreis 9360, niedr.

reis 7380 M. Die erzielten Preiſe betragen für g7480- 8740, Hannover 8655 9130, Oldenburg 8580 e

9360. nrs r e



Her Sohn des Millionärs.
Roman von Florence Warden.

Nachdruck verboten.)
t

„Nein und ich will weber etwas daran ändern,
noch ſchöne Worte machen. Vielleicht erzürne ich dich jetzt
noch mehr vielleicht aber auch erkennſt du ſpäter, daß
ich nicht ſo tief im Unrecht war, wie du jetzt glaubſt. Du
biſt wie die meiſten reichen Leute, glaube ich der
Meinung, daß die Welt dir gehört, daß nur du Rechte haſt.
Du meinſt, die Menſchen, die Nutzen von dem Gelde haben

gleichgültig, ob ſie mit einem Anrecht darauf geboren
ind oder nicht wären deine Sklaven, die keine eigenen
Befühle, keine ſelbſtändigen Anſichten haben dürften, die
ein Recht haben, ſich ihr Leben ſelbſt zu beſtimmen. Nach
dieſem Glauben biſt du mit meiner Stiefſchweſter, mit
meiner Schweſter und mit mir ſelbſt verfahren. Und einzig
meine Stiefſchweſter hat es verſtanden, ſich ſcheinbar unter
dieſe Anſichten zu ducken, dir den weiteſtgehenden Ge-
horſam zu bezeigen und dir zu ſchmeicheln, während ſie in
Wahrheit dich zwang, ihr zu folgen während ſie aus
deinen verkehrten Anſchauungen den größten Nutzen zog.“

„Was heißt das mir zu ſchmeicheln Jch habe
Schmeicheleien immer verachtet, und Mabel würde es nich
einmal gewagt haben, mir damit zu kommen

„O gewiß ſie iſt klug genug, die rechte Form für
ihre Schmeicheleien zu finden Darauf, daß jemand dein
Lob in überſchwenglicher Tonart ſingt, würdeſt du aller
dings nicht hören. Ja, Mabel iſt ſehr klug und ſie
regiert dich, während du in der Meinung befangen biſt
e wie jeden in deinem Hauſe zu regieren. Sie iſt es
die dir ſagt oder eingibt was zu tun iſt. Sie war
zs, die auf den Gedanken kam, eine Geſellſchafterin für
Magdalene ins Haus zu nehmen nicht, weil ſie Magde
eine Freude damit machen wollte, ſondern um der läſtige
Verpflichtung enthoben zu ſein, ſich ſelbſt um die Leidend
zu bekümmern.“

Ein paarmal hatte es den Anſchein gehabt, als wollt
der Freiherr den Redenden unterbrechen. Aber er hatt

Geſellſchaft, die ſich zu ihrem geheimen

Nicht getan. Denn es kam ihm eine huung, als on
doch viel Wahres in Eberhards Worten ſein und er
konnte ſich nicht dazu entſchließen, ihm zu verbieten, in
r tuege Pa e Ter jetzt, als der junge Mann

r auſe machte, verharrte er ſchweiEberhard fuhr fort Hmeigend. Und
„Mabel war es, die die Geſellſchafterin engagierte

und zwar eine, die ihrer Meinung nach „ungefährlich“, da
heißt unſcheinbar und unbedeutend war. Nun, darin
at ſie ſich jedenfalls geirrt,“ fügte er mit einem leiſe
ächeln hinzu.

„Mabel war es auch,' in deren Kopf der Plan ent
ſtand, mich zu verheiraten. Und ſie bewies auch dabei, daß
ſie eine gute Rechnerin war. Denn zunächſt wurde ſie
mich los unbequem war ich ihr natürlich immer
und dann bedeutete ihr der Name des Grafen Aldringen
eine Brücke, in die erſte Geſellſchaft zu gelangen die

ngrimm vor ihr
verſchloß.“

Da fuhr der Freiherr doch auf:
„Wenn du es wagſt, dieſe Worte auch auf mich zu

beziehen
„Nein, Vater Jch weiß, daß du dich nur von der

Abſicht leiten ließeſt, mir eine glänzende Lebensſtellung
zu verſchaffen. Mabel aber verfolgte andere Zwecke. Und
als ſie ſah, daß meine Zuneigung für Herta Leuendorff
ihre ſchönen Pläne zu durchkreuzen drohte, es war
wahrhaftig nicht ſchwer, dieſer Zuneigung gewahr zu
werden da überſtürzte ſie in ihrer Angſt die Heirats-
Angelegenheit. Wieder war ſie es, die dich veranlaßte,
die Komteſſe und ihren Vater einzuladen. Und ſie zwang
uns, fortwährend beiſammen zu ſein. Schade nur, daß
ich ſchon verheiratet war, als Lydia Aldringen kam.“

„Warum haſt du mir deine Liebe für das Mädchen
nicht offen eingeſtanden fragte der Freiherr abgebrochen
und widerwillig.

Eberhard ſah ihn feſt an.
„Was hätte es für einen Nutzen gehabt? Du weißt,

daß es damals die gleichen Folgen gehabt hätte, die es
heute hat. Hätte ich dir davon geſprochen, ehe Herta
mein Weib war, ſo hätteſt du das junge Mädchen davon-

c und Wegegeiagt, und du hätteſt vielleicht wirttrca

geßunven, unſere Sereinigung zu hinkertrerben. Sparer
aber, nachdem dieſe Vereinigung vollzogen war, hätteſt
du ganz ſo gehandelt, wie du heute handelſt.“

Je mehr der Freiherr erkannte, daß ſein Sohn nue
die Wahrheit ſprach, um ſo mehr wuchs eine unerklärliche
Unruhe in ihm, gegen die er ſich nur mit verdoppelter
Kälte und verdoppeltem Zorn wappnen konnte. Mit einem
finſteren Blick maß er Eberhard.

„Und das ſoll eine Entſchuldigung ſein dafür, daß du.
mich ſchmählich hintergangen haſt

„Du wollteſt ja die Wahrheit nicht hören, Vater
du wollteſt keine andere Meinung gelten laſſen, als daß
wir alle nur Puppen in deiner Hand wären. Die Folge
war, daß es uns faſt zur Gewohnheit werden mußte, dich
zu täuſchen

Johannes Rominger ſchlug mit der geballten Fauſt
las Tiſchplatte, aber Eberhard ließ ſich nicht mehr ein

üchtern.
„Du haſt mir verboten, nach Monte Carlo zu gehen

ſo ging ich heimlich.“
„Das wagſt du mir zu ſagen
„Jch darf jetzt nicht nur alles ſagen, ſondern ich habe

geradezu die Verpflichtung, es zu tun,“ erwiderte Eberhard
feſt. „Denn du ſollſt wiſſen, daß du mit deinem Verbot
des Beſuches der Spieltiſche die Heirat herbeigeführt haſt,
ohne es zu ahnen.' Mehr vielleicht aus dem Gefühl heraus,
daß ich kein Kind mehr ſei, dem man das Naſchen von
Zuckerwerk unterſagen muß als aus unwiderſtehlichem
Drange zum Spiel habe ich mich Nacht für Nacht aus dem
Hauſe geſchlichen, um das Kaſino aufzuſuchen. Es war
eine Torheit es zu aber du warſt es, dermich dazu trieb. abel vermutete, daß ich heimlich nach
Monte Carlo ginge, und da ſie damals die glänzende
Jdee, mich zu verheiraten, noch nicht gefaßt hatte, viel-
mehr darauf ausging, dich und mich zu entzweien, wollte
ſie meine Uebertretung deines Verbotes für dieſen Zweck
rusnutzen. Du erinnerſt dich vielleicht jener Nacht

(Fortſetzung folgt.)
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kuren,
med -mech
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geschützt

und Moorba d
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Institut, Frauenklinik. neues Iheater
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sen-, Mineral- hilft bei Herzleiden (Terrainkuren), Nervenleiden, Gicht.
Kheumatismus, Blutarmut, Bleichsucht, Frauenkrank-
heiten, allgem. Schwächezuständen, Verdauungsstö-
rungen, Nieren-, Leber- u. Zuckerkrankheiten, Fett-
leibigkeit, Lahmungen. Grobe Erfolge in der Nach-
bvehandlung von Verletzungen

Heilwasser versan.
Badeschriften und Auskunft durch die Badedirektion, in dem Deutschen Verkehrsoüro Berlin Potsdamer Bahnhof. sowie in allen Vertretungen des Mitteleuropaischen Keisebüros (MER).

FamilienNachrichten.

Bermählt. Ernſt Benn-
dorf und Frau Ella, geb.
Große, Weißenfels.

Geſtorben.
Friedrich, 68 Jahr, Raum-
burg Emilie Schilling, 71
Jahr, Sykel; Günther

ulze, Leißling-Rödgen;
Paul Scheiding, Leißling-
Rödgen Guſtel Bärwolf,
9 Wonate, Weißenfels.

Speise- Zimmer
Schlaf-Zimmer

Küchen
in allen Farben

Polsterwaren
Kkleinmöbel

Einzelmöbel
Aut Wunsch
Ieilzahlung

r

N. Fuchsieip rin S5 Kurpeirene 13 t

De hAnzüge,
Alſter, Paletots,

schlüpfer,
Hoſen, Weſten
kaufen Sie am billigſten bei
Käthe Thieme, Leipzig,

un 10,

Berkaufsſtellen
f. Schürzen, Untertaillen
u. Taſchentücher werden
eingerichtet. Laden n. nötig
3——5000 M. erford. Off.
„Schließf. 22 Dresden
24. Rückporto erbeten.

UPickel, Miteſer!

Raſen- und Hautröte!

Ein einfaches wunder
bures Mittel teile koſtenl.
mit. Genau angeben für
welchen Schönheitsfehler.
Frau N. Poleni, Hannover

r Nr. 3 in Merſeburg, öffentlich meiſt

t toipo rc.

Grundſtücks Verkanf!
Sonnabend, den 8 Juli d J., nachmittags

5 Uhr, findet in Menzels Reſtaurant am Roß-
markt, hier, die Verſteigerung des Hausgrundſtückes

ietend ſtatt. Wohnung wird frei. Beſichtigung nur
Donnerstag und Freitag nachmittags von 1 bis 5 Uhr.
Bedingungen im Termin, 5000, Mark Bietungs-
kaution erforderlich.

Albert Franke, beeid. Auktionator, Lindenſtr. 1.

C. A. KLEMM
Leipzig T ecosor 2096 Noumarkt 26
Ü—„m-SD e.
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Geschäftsstelle

des Nerseburger Cageblatt
Merseburg, Hhälterstr. 4. Cel. 100.

Anfertigung eleganter
Herren u. Damen-Moden

S. I. Georg
toss nut 4

Herseburg
Kossmurkt 4

H 250 Schließfach 106.

Gestrickte
amen-Jacken
in Wolle und Kunstseide

Seicdene Blusen
Wasch Blusen

empfiehlt in reicher Auswahl und
vielen modernen Farben preiswert

X. Schnee Nachfl.
A. F. Eber mann

Halle a. S. Gr. Steinstr. 34.

Pa. ger. 90er- BenzolMotoren-
Lösaungs- aL uxus- 7en. Auto-Benzinschwer

I Teenn. Oele un Vette
Waren Petroleum

Prompt in Kesselwagen-Fässern und Kannen gänstig
lieterbar. Preise und Muster zu Diensten.

Mitteldeutsche Chemikalien- es. m. b. H.
Leipzig-Lindenau

Vertreter allerorts gesueht?
m-

e

Fpelfungs-

Ausfräeer
B gesneht.
Merſeburger Tageblatt.

ne --02543Ladenmit Wohnung

(unt. Preisangabe) geſucht

Ehrliches, anſtändiges

Mädchen ſ. Schlafſtelle.
D. 2004 an Angebote unt. A. G. 686Off. unt.

an die Exped. dieſ. Bl.die Geſchäftsſtelle.

u Herr ſucht Möbl. Zimmer
g e zmöbl immer. er d T e die
Offerten ut. A. F. 6850 Expedition dieſes Blattes

an die Exped. d. Blattes.
Anſtänd. junger Mann möbliertes immer

ſucht ſofort Schlafſtelle geſucht.
Angeb. unt. G. S. 687 an Offerten unt. N G. 689

Stadttheater Halle.
Sonnabend,abds.7.30Uhr

Der Zigeuner-
buaron.

Vereins- Vorſtellung.
Sonntag, abds. 7.30 Uhr:

Das
Dreimäderlhaus,

Montag, abds. 7.30 Uhr

Die Fledermaus.
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Derein
der Oſtmärker

Nächſten Montag,
abends 8 Uhr

im Reſtanr. „Tivoli“:
Monats Verſammlung

Speiſez. kompl. mit prima
Gobelinſtühlen 3500.

Herrenz., desgl. 3500.
Küchen 650.

Möbelßeim beimig,
Langeſtraße 22

die Expedition des Tagebl. an die Expedition d. Bl Verſand nachall. Stationen

Kahlbaum-Büftet
Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 62Orig. Wiener Schrammeln!

Stimmung! Humor! 8
Merſehurger Mieterverein.

W dDienstag, e h abends 8s Uhr
v pm oli“:MitgliederVerſammlung.

Tagesordnung: 1. Beitragserhöhung;
2. Verſchiedenes und Ausſprache.

Der Vorſtand: Fröbe.
Gottesdienſt-Anzeigen.

Sonntag, den 9. Juli 1922 (4. nach Trinitatis)
Geſammelt wird eine Kollekte für das Etiſabeth-

Stift in Neinſtedt am Harz.
Es predigen:

Dom. Vorm. 10 Uhr: Diakonus Wuttke
Volksbibliothek: GBeöffnet Sonntags

11 bis 12 Uhr mittags.
Vorm. 10 Uhr: Paſtor Jentzſch.

Uhr: Kindergottesdienſt.

von

Stadt.
Vorm. 11

Riem.

Evpang. Männer- und Jugendverein
Sonntag, abends Uhr Verſammlung

An der' Geiſel 5. Herr Klos.
Evang. Mädchenbund St. Maximi

Dienstag, Chorgeſang fällt aus.
Mittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung

Aeltere Abteilung.) An der Geiſel 5.
Paſtor Riem.
Evpang. Frauegnhilfe St. Maximi.

Donnerstag, nachm 4 Uhr Strandſchlößchen.
Alitenburg. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Kratzenſtein.
Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Boit.

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt
Montag, abends 8 Uhr Konfirmierte Söhne

im Pfarrhauſe.
Donnerstag, abends s Uhr: Mädchenverein

St. Thomage im Pfarrhauſe

Paſtor

Landeskirchliche Gemeinſchaft
Verſammlungslokal: Sand (Geiſelſchlößchen).
Sonntag, abds. 8 Uhr: Evangeliſations-Vortrag.
Mittwoch, abds. 8 Uhr: Bibelbeſprechſtunde.

Chriſtliche Verſammlung. Blanckeſtraße
Sonntag bis Dienstag und Donnerstag,

abends 8 Uhr: Evangelifations-Vorträge
der Miſſionare Bohn aus Turkeſtan und
Tapken aus Spanien in der „Grünen
Linde“, am Gotthardtstor.

Kath. Kirche.
Sounghends von 5 Uhr an Beichte.

Sonntag, den 9. Juli 1922.
Früh 6 Uhr Beichte.

7 Uhr: Frühmeſſe mit Predigt.
10 Uhr: Hochamt mit Predigt.

Nachm. 2 Uhr: Andacht.
Naundorf u. Stöbnitz iſt kein Gottesdienſt
Neu-Röſſen. 8 Uhr: Frühmeſſe in der Schule.

I Uhr: Hochamt mit Predigt in
der Kirche.
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Beilage zu Ar. 157 des Merſeburger Tageblattes
Freitag, den 7. Juli 1922

sturmhenen im Reichsſug,
Verlin, 6. Juli.

Auf der Tagesordnung ſtehen vier Jnterpellationen,
die ſich

gegen anti republikaniſche Kundgebungen
richten. Eine Jnterpellation Agnes (U. S. P.) erhebt Einſpruch
gegen das Fortbeſtehen von Selbſtſchutzorganiſationen. Eine
weitere Jnterpe tion Agnes behauptet, daß Perſonen, deren
Handlungen ſtrafrechtlich durch die Amneſtie vom 4. Auguſt
1920 geſchützt ſind, zivilrechtlich für Handlungen verant-
wortlich gemacht werden, die ſie zur Abwehr des Kapp-
Putſches begangen haben.

Eine Jnterpellation Müller-Franken (Soz.) proteſtiert
gegen die Regimentsfeiern, die ſich immer mehr zu anti-
republikaniſchen i auswüchſen. Eine Jnter-
pellation Criſpien (U. S. P.) verlangt Aufklärung über die
ede un nfe in Oſtpreußen anläßlich der Hindenburg-

eiſe.
Abg. Dr. Moſes (U. S. P.) begründet die unabhängig-

ſozialiſtiſchen Jnterpellationen. Gelingt es nicht, mit dem
deutſchnationalen Mordgeſindel fertig zu werden, dann komme
es zum offenen Bürgerkrieg.

Artikel 18 ver Verfaſſung.
Kurz nach 3 Uhr wird die Ausſprache durch die

Abſtimmung über den Geſetzentwurf zur Ausführung des
Artikels 18 der Reichsverfaſſung (Neubildung' von Ländern
durch Selbſtbeſtimmung) unterbrochen. Die Vorlage wird
gegen die Stimmen der beiden Rechtsparteien angenommen.

Fortſetzung der Jnterpellationsbebatte.
Abg. Vogel-Fra ten (Sozdem.) begründet die Jnter-

ellation der Mehrheitsſozialiſten wegen der Regimenks-t Der Redner beſpricht dann die einzelnen Regiments-
ſeiern und behauptet, dieſe hätten durchaus monarchiſtiſchen

Charakter gehabt. Ueberall wirke auch die Reichswehr mit.
Juſtiz miniſter Dr. Rabbruch beantwortet die Jnter-

pellation wegen Schadloshaltung von Perſonen, die wegen
Handlungen zur Abwehr hochverräteriſcher Unternehmungen
zum Schadenerſatz verurteilt ſind. Der Miniſter verlieſtt
eine Entſcheidung in einem derartigen Falle, in dem die
Schadenerſatzleiſtung abgelehnt worden iſt. Von einem amt-
lichen Erlaß des bayeriſchen Jnnenminiſters bezüglich der
Jnformierung bei Maßnahmen auf Grund der neuen Ver-
ordnung ſei ihm nichts bekannt. Es würde im klaren Gegenſatz
zur Verfaſſung ſtehen. Wir haben alles Verſtändnis für
die Schwierigkeiten der bayeriſchen Regierung.

Major Schleicher antwortet in Vertretung des erkrankten
Reichswehrminiſters Dr. Geßler auf die Angriffe gegen die
Reichswehr. Die Beteiligung der Reichswehr an der Hinden-
burgehrung in Königsberg war vom Reichswehrminiſterium
genehmigt. Die Reichswehr hat alle Verabredungen inne-
gehalten. Ein Demonſtrationszug, der auf die Anmarſchſtraße

e e c e th e e e e e

der Trupepn geraten war, hat ſich indes nicht an die
Verabredungen gehalten. Es kam zu dem bekannten Zu-
ſammenſtoß, bei dem die Demonſtranten mit den Stangen
der mitgeführten Transparente und mit Steinwürfen auf
der Truppen geraten war, hat ſich indes nicht an die
zunächſt nicht möglich. Die einzelnen Leute verteidigten
ſich teils mit dem Kolben, teils mit aufgepflanztem Seiten-
gewehr, einzelne auch durch die Schußwaffe. Erſt nach deren
Anwendung gelang es, den Angriff abzuwehren.

Die Truppe hat nur in der Notwehr gehandelt.
(Großer Lärm links. Vizepräſident Bell bittet, den Re
gierungsvertreter ruhig anzuhören. Zuruf: „Runterſcheren
ſoll er ſich!) Daß die Gedenkfeiern faſt durchweg einwand-
frei perlaufen ſind, beweiſt am beſten der Umſtand, daß
trotz der verhältnismäßig großen Zahl dieſer Feiern Zwiſchen-
fälle und Widerſprüche der Oeffentlichkeit nur in ver-
ſchwindender Zahl vorgekommen ſind.
Wenn ich die ſchwarz weißrote Fahne verbieten ſoll, ſo
müßte ich auch die roten Fahnen und den Sowjetſtern ver

bieten.

(„Hört, hört!“ und „ſehr richtig“ rechts.) Die Regimentstage
ſollten eigentlich ein Mittel ſein, um die im Volke vor
handenen Gegenſätze zu beſeitigen (Zuruf links: „Werden
Sie nicht rot, wenn Sie das ſagen!“) Monurchiſtiſche Kund-
gebungen können darin nicht erblickt werden. (Zuruf links:
„Frecher Lügner!“ Der Zurufer erhält einen Ordnungs
ruf.) Leider kommen Taktloſigkeiten vor. Gegen dieſe wird
eingeſchritten. Jm übrigen unterliegt die Frage eines völligen
Verbotes der Teilnahme der Reichswehr an Regiments
feiern augenblicklich der Prüfung des Geſamtkabinetts.

Innenminiſter Dr. Köſter beantwortet die Jnterpella-
tion über die Selbſtſchutzorganiſationen. Wir haben ſchon
vor längerer Zeit verſchiedene Organiſationen aufgelöſt und
ſind ſpäter, wo aufgelöſte Organiſatibnen unter anderen
Namen weiter exiſtierten, zu einer neuerlichen el
geſchritten. Schon mein Amtsvorgänger hat vor anderthalb
Jahren einen Geſetz- Entwurf e zur Errichtung
eines Reichskriminalpolizeiamts. Der Entwurf ſchont die
Polizeihoheit der Länder, aber da, wo es ſich um zentrale
Intereſſen des ganzen Reiches handelt, gibt das Geſetz
dem Reiche die Zentralhoheit. Jch habe dieſes Geſetz jetzt
dem Reichsrat zugehen laſſen. Es handelt ſich aber auch um
eine wirtſchaftliche Frage, wie wir die zahlreichen wuürzel-
loſen Exiſtenzen unterbringen ſollen. Jch bin in Verbindug
getreten mit den Gewerkſchaften und dem Reichsverband
der Deutſchen Jnduſtrie. Die Gewerkſchaften haben ſich zur
Mithilfe bereit erklärt, dasſelbe möchte ich auch von dem
Reichsverband der Deutſchen Jnduſtrie hoffen.

Cunv (D.Vpt.): Zu den Vorgängqn in Oſt
preußen muß ich ſagen, daß r all von Hinden-
burg den begreiflichen Wunſch hatte, in ſeinem hohen Alter
ſeine Heimat noch einmal zu beſuchen. Die Veranſtaltungen
waren durchaus unpolitiſch. Der Beſuch Hindenburgs war
ein Triumphzug, wie ihn die deutſchen Lande nöch nie

geſehen haben. Schämen ſollten wir uns vor dem Ausland
(Lebhafter Beifall rechts und Händeklatſchen auf den Tri-
bünen. Großer Lärm links. Die Abgeordneten der Linken
verlangen ſofortige Räumung der Tribünen Anhaltender
großer Lärm, erregte Zwiſchenrufe von links und rechts.
Vizepräſident Dr. Bell ordnet ſchließlich an, daß die drei
Herren, die den Beifall geſpendet hatten, von der Tribüne
entfernt werden. Nur allmählich tritt wieder Ruhe ein.
Der Redner ſchließt mit der Erklärung, daß man trotz aller
Bilderſtürmer Hindenburgs Bild aus dem Herzen des deut-
ſchen Volkes niemals werde entfernen können. (Beifall rechts.)

Abg. Henſel- Oſtpreußen (Dtſchntl.) ſtellt feſt, daß die
Deutſchnationale Parteileitung angeordnet hat, daß alle Mit
glieder, die einer verbotenen Organiſation angehörten, aus
zuſchließen ſeien. Hindenburg ſollte als Retter des Deutſch
tums gefeiert werden auch von der Linken. (Lachen links).
Glauben Sie, daß ſich das Bürgertum jetzt wehrlos ab-
ſchlachten läßt? (Großer Lärm und Zurufe links, Entrüſtung
rechts.) Ohne Selbſtſchutz und Reichswehr hätten wir längſt
die Anarchie. (Andauernder Lärm links.) Und ſie (nach links)
können uns nicht einſchüchtern. Die Regierung wird die
Orgeſch noch ſehr gebrauchen. (Lebhafter Beifall rechts).
Wir werden nur aus der Not herauskommen, wenn wir
wieder eine nationgle Einheitsfront von rechts bis links
haben. Unſer Heer hat unvergänglichen Ruhm erworben.
Das laſſen wir uns nicht aus dem Herzen reißen. (Läcm
links.) Sie von der Linken müſſen ſich ſchämen, daß Sieunſerem tapferen Heer in den Rücken gefallen ſind. Es erhebt

ſich ſofort
großer tobender Lärm auf der Linken.

Die ſozialiſtiſchen Abgeordneten ſpringen von der Bank
auf und erheben drohend die Fäuſte. Wilde Rufe: Schuft,
Schurke, Frecher Hund, Bluthund. Minutenlang dauert der
tobende Lärm. Der Präſident übergibt ſchließlich die Glocke
einem Diener und werläßt den Saal, nachdem er mitgeteilt
hat, daß die Sitzung für eine Viertelſtande unterbrochen
iſt. Der Lärm dauert noch lange an.)

Um 7 Uhr eröffnete Präſident Löbe die neue Sitzung
mit folgender Erklärung: Als der Sturm im Hauſe die
Unterbrechung der Sitzung nötig machte, hat der Abgeordnete
Henſel ausgeführt, und ſoll dabei auf die Bänke der Sozial
demokraten gedeutet haben, daß ſie die Schuld auf ſich
geladen hätten, dem kämpfenden Heere in den Rücken ge
fallen zu ſein. Das iſt von den Sozialdemokraten als
eine beſondere Kränkung empfunden worden, weil aus ihren
Reihen der Abgeordnete Frank als Erſter den Heldentod
geſtorben iſt. Der Abgeordnete Henſel hat ſich für ſeine
Behauptung berufen wollen auf den unabhängigen Magde-
burger Stadtverordneten Vater. Abgeordneter Henſel ſagt,
er ſei der Meinung, daß der Abgeordnete Vater ſich ſelber
zu dieſer Schuld bekannt GStürmiſcher Widerſpruch
links.) Präſident Löbe erteilt darauf dem Abg. nſel das
Wort zur Fortſetzung ſeiner Rede. Stürmiſcher Widerſpruch
links. Die Abgeordneten der Linken dringen wild auf die
Rednertribüne los und umlagern dieſe. Der Abg. Henſel

w



iſt zur Tribüne hinaufgeſtiegen, vermag bei dem toſenden
Lärm aber nicht das Wort zu nehmen. Da der Lärm
orkangartig anſchwillt und dauernd anhält, bricht Präſident
Löbe wiederum die Sitzung ab. Die Erregung hält noch
lange an. Von der Linken werden Papierballen nach rechts
geworfen. Allgemeine große Unruhe im Hauſe.

Nächſte Sitzung: Freitag, Weiterberatung.

Kommuniſtiſcher lerror im bancdltag,
Berlin, 6. Juli.

Auf der Tagesordnung ſteht der mündliche Bericht des
Verfaſſungsausſchuſſes über Anträge aller Parteien, mit
Ausnahme der Deutſchnationalen, betreffend den
Schutz der Republik, verbunden mit einem Amneſtiegeſetz
und einem Entwurf über die Reform des Disziplinarrechts
für Beamte und Richter.

Abg. Heilmann (S.) erſtattet den Ausſchußbericht. Die
Amneſtie ſoll ſich erſtrecken auf Vergehen aus Anlaß der
großen wirtſchaftlichen und politiſchen Bewegungen ſeit dem
Kapp-Putſch, ohne Einbeziehung der Disziplinarverfahren
des Eiſenbahnerſtreiks. Gemeine Verbrechen ſollen nicht
begnadigt werden, nur ſolche politiſcher Art. Der Beamta
ſoll im neuen Disziplinarrecht die Meinungs- und politiſche
Koalitionsfreiheit behalten, aber nicht feindlich gegen dis
Republik Stellung nehmen dürfen. Die Amtszeit der jetzigen
Richter des Disziplinarhofes ſoll mit dem 16. Juli enden.
Damit wird eine Neubeſetzung mit polikiſch zuverläſſigen
Richtern ermöglicht.

Abg. Grzeſinski (Soz.) erklärt die Bereitwilligkeit ſeiner
Partei, rückſichtslos alles zur Erhaltung der jungen Repu-
blik Erforderliche zu tun. Die im Reichsrat gegen das
Geſetz Stellung nehmenden Provinzialverbände müſſen zur
Verantwortung gezogen werden (1h). Die Amneſtie ſolh
nur die politiſchen Vergehen erfaſſen. Jch bitte aber auch
die Schuldigen im Eiſenbahnerſtreik nicht von der Amneſtie
auszuſchließen.

Abg. Weißermel (Dn.) beſtreitet dem Ausſchuß das
Recht, aus eigener Jnitiative Geſetzentwürfe einzubringen.
Wir haben mit geheimen Organiſationen nichts zu tun.
Durch die Amneſtierung wird das Rechtsempfinden der
Bevölkerung erſchüttert, zumal auch Unruheſtiftungen und
andere Straftaten darunter fallen ſollen. Gewalt darf nicht
vor Recht gehen. Auch die Einbeziehung des Eiſenbahner-
ſtreiks ins Geſetz iſt uns unverſtändlich, da das kein poli-
tiſcher Streik war. Redner kritiſiert den Sturmlauf gegen
die Schulbücher und nennt die ganze Geſetzgebung ein
Produkt der Erregung. Die Atmoſphäre werde nur noch
verſchärft und die Demokratie zur Terrormacht. (Wider-
ſpruch links.)

Auch Abg. Dr. Leidig (D. Vpt.) warnt davor, aus
der erſten Erregung heraus Geſetze zu ſchaffen. Staaks-
kunſt müſſe
trieben werden. Seine Partei trete mit ſchwerem Herzen
an die Geſetze heran. Jn kurzen Zeitabſtänden Amneſtien
auszuſprechen, ſei für die Autorität des Staates ungemein
gefährlich. Gemeine Verbrecher dürften nicht amneſtiert
werden, aber ſeine Partei wolle diesmal den politizchenVerbrechern noch einmal Gnade gewähren, wenngleich ſie
beſondere Bedenken gegen die Einbeziehung des Eiſenbahner-
ſtreiks habe. Jm übrigen bittet Redner die Zuſtimmung

mit warmem Herzen aber kühlem Kopfe ge-.

Zu den Geſetzen hinauszuſchieben,
gebung für dieſe Punkte feſtſtehe.

Abg. Preuß (Dem.) widerſpricht der
ob es ſich hier um Beſtimmüngen händle, die in der
Erregung erlaſſen ſeien. Jnfolge der Agitation von rechts
und links ſtehe die Beamtenſchaft nicht mehr ſo loyal zum
Staate wie früher. Darum müſſe ſowohl gegen die Agi-
tation von rechts wie von links eingeſchritten werden. Die
Straffreiheit ſollte aber auf den Eiſenbahnerſtreftk nicht
ausgedehnt werden, weil dieſer nicht zum Schutze der Repu
blik unternommen wurde, ſondern nur eine ſchwere Er
ſchütterung der beſtehenden Staatsform bedeute.

Abg. Dr. Neumann-Ratibor (Ztr.) ſtimmt dem Geſetz
zu, jedoch mit der Aenderung, daß gegen Beamte einge-
ſchritten werden muß, wenn ſie „aufhetzend und gehäſſig“
gegen die Republik auftreten, anſtatt „agitatoriſch und
demonſtrativ“, wie es im Entwurf ſtehe. Das Strafmaßi
müſſe dahin geändert werden daß im Rückfalle bei ſchweren
Fällen auf die Dienſtentlaſſung erkannt werden könne.

Abg. Leid (U. S.): Die gehörten Reden deuten ſchon
wieder auf Rückzug hin. Daher ſollte zunächſt einmal
unter den monarchiſtiſchen Miniſtern aufgeräumt werden
und die ſchlimmſten Dunkelmänner in den Provinzigl-
ſchulkollegien beſeitigt werden, die keinen republikaniſchen
oder ſozialiſtiſchen berufen.

Abg. Dahlen (K.) fordert Aufklärung von Miniſter
Sebering, ob ſich das Geſetz auch gegen links richten wol n
wie es Abg. Preuß als ſelbſtverſtändlich anſehe.

Abg. Deerberg (Dn.): Unſere Partei ſteht unerſchüttert,
weil ſie das Gefühl hat, daß ſie an dem Mord an Rathenau,

bis die Reichsgeſetz

Annahme, als

der von jungen unreifen Burſchen verübt wurde, weder
direkt noch indirekt beteiligt iſt. (Stürm. Lärm links.)
Durch Ausnahmegeſetze wird aber das Entgegengeſetzte von
dem Erſtreben erreicht. Dieſe Angſtgeſetzgebung entſpricht
nicht dem Geiſt und dem Andenken Rathenaus. (Ungeheurer
Lärm a. d. Linken, in dem die Schlußworte des Redners
untergehen.)

Miniſter Severing gibt dem Wunſche Ausdruck, daß
das Disziplinarrecht unverändert Geſetz werde. Hier handle
es ſich nicht um die Unbeſonnenheit einiger junger Fanatiker,
ſondern um Mordbanden, und ſolche, die dieſe bezahlen.
Jm Falle Harden hat der Täter bereits einen Teil des
ihm gebotenen Geldes erhalten. Wir haben den Geldgeber,
der mehreren rechtsgerichteten Organiſationen angehört. Mit
dieſen Organiſationen müſſen wir aufräumen. Aus Angſt
wird das Geſetz nicht geſchaffen. Angſt kennen wir nicht.

nene wir Drohbriefe, trotzdem tun wir, was
nötig iſt.

Abg. Dr. Meyer- Oſtpreußen (Komm.) fordert die Frei-
gabe von Max Hölz.

Abg. Kuttner (S.) ſpricht dem Abg. Deerberg, deſſen
Partei durch den Rathenaumord aufs ſchwerſte kompromit-
tiert ſei, das Recht ab, hier Moral redigten zu halten. Jhm
ſeien drei Fälle bekannt, in denen der deutſchnationale!
Reichstagsabgeordnete Henning Geld an reaktionäre Geheim-
organiſationen oder Flüchtlinge gegeben habe. Auch der
Abg. Hermann Fredersdorf gebe an Geheimorganiſationen
Geld. Wenn jetzt nicht gehandelt würde, ſtänden wir
vielleicht bald wieder an einer Bahre, um dann Bedauern
zu empfinden, daß jetzt nicht gehandelt worden ſei.

Damit ſchließt die Beſprechung.
Schluß der allgemeinen Ausſprache betritt der

Abgeordnete
Nach

deutſchnationale Hermann Fredersdorf die

Rednerbüne zu einer perſönlichen Bemerkung. Sofort er-
folgen von der äußerſten Linken unausgeſetzte Schlußrufe
und kommuniſtiſche und unabhängige Abgeordnete drängen
ſich auf die Rednerbüne. Von rechts kommen deutſch
nationale Abgeordnete, an der Spitze der deutſchnationale
Abgeordnete Riepel, die ſich ſchützend um den Redner
ſtellen. Ungehenrer Lärm entſteht. Die Stimme Redners
iſt nicht zu vernehmen. Ein von einem Abgeordneten ge-
worfenes

Aktenbündel trifft den Redner am Kopfe,
ein anderes fliegt einem Stenographen an den Kopf. Jn
dieſem Augenblick dringen Abg. Klauſner und andere Unab-
hängige vor und
ſchlagen auf den deutſchnationalen Abgeordneten Conrad ein,
der bis zur Miniſterbank zurücktaumelt. Ein allgemeines!
Handgemenge ſchließt ſich an. Der Abgeordnete Hermann
Fredersdorf bricht ſeine formulierte Erklärung ab und
übergibt das Manufkript dem Präſidenten Leinert. Dieſer
Lübernimmt es. Nach wenigen Sekunden greift ein Kom-
muniſt auf den Präſidententiſch, nimmt das Manuſkript'
und zerreißt es und wirft die einzelnen Fetzen gegen den
Präſidenten. Dieſer verläßt, da die Ruhe nicht herzuſtellen
iſt, den Saal. Die Sitzung iſt unterbrochen. Nach
einiigen Minuten beruft Präſident Leinert den Aelteſtenrat
zu einer Sitzung für ſofort zuſammen.

Der Aelteſtenrat ſchlägt Vertagung vor.
Der Abg. Meyer- Oſtpreußen (Komm.) beantragt Weiter-

tagung. Die Vertagung wird gegen die Stimmen der
drei Linksparteien beſchloſſen.

Nächſte Sitzung Freitag: Teuerungszuſchläge zu den
Notar- und Gerichtskoſten; Mittelſchullehrer-Gehälter und
Fortſetzung der Debatte über das Republikſchutzgeſetz.

Turnen. Sptel und *Port
Leichtathletiſche Erfolge des V. f. V.

Bei den Gauwettkämpfen in Halle am Sonntag ging
die Jugend der Leichtathletik- Abteilung im V. f. L. u
1. Male an Start. Die errungenen Siege ſind das Ergebnis
intenſiven Trainings und verſprechen, beſonders in der 2.
Jugendklaſſe 1906707, nach manchem ſchönen Erfolg. Sehr
gute Leiſtungen zeigte A. Lautenſchläger, der mit vier
2. Preiſen wohl der Beſte ſeiner Klaſſe im Gau war.
Jm Ganzen konnten die jungen Leichtathleten 9 Preiſe
erringen und zwar folgende: Jugend 1908/09: Hoppe I. 5.
Preis im 800-Meter-Lauf. Jugend 1906/07: Lautenſchläger:
2. Preis im Hochſprung mit 1,40 Meter, Lautenſchläger:
2. Preis im Kugelſtoßen 8,23 Meter, Knauthe: 3. Freis
im Kugelſtoßen mit 8,16 Meter, Lautenſchläger: 2. Preis
im 100-Meter-Lauf in 12,7 k. Knauthe: 4. Preis im
Hochſprung, n n 2. Preis im 1000-Meter-Lauf.
zugend 1904/05: Kugler: 2. Preis im Kugelſtoßen mit

9,46 Meter, Kügler: 2. Preis im 100-Meter-Lauf.
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